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Expedition: Hertenſtraße Nr. W. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Unftalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Nr. 252. Mittag ⸗ Ausgabe. 


Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


68. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 31. Mal. 
1 10 Ale Am Miniſtertiſche Eulenburg, Friedenthal, Geb. Räthe Wohlers, 
otbe u. A. 2 a 

Vom Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter iſt ein Geſetzent⸗ 
wurf, betreffend die Reiſekoſten und Diäten der Mitglieder des Abgeordneten⸗ 
hauſes, eingegangen. \ 

Vor der Tagesordnung nimmt Abg. Richter (Sangerhauſen) das Wort 
zu einer Erklärung über eine den Mitglievern des Hauſes gedruckt zuge⸗ 
gangene Berichtigung Seitens des gräflich Stolbergiſchen Conſiſtoriums, 
welches, ſeine Aeußerungen in der Sitzung vom 21. März betreffend, das 
Verbalten der gräflich Stolbergiſchen Regierung gegenüber der Gemeinde bei 
Anſtellung eines Lehrers als unrichtig darzuſtellen ſucht. Dieſe Berichtigung 
erweiſe ſich aber als eine durchaus falſche, da fie einzelne Hauptpunkte un: 
wahr und eniftellt wiedergiebt und wichtige Thatſachen derſchweigt. Er 
balte feine damaligen Aeußerungen vollſtändig aufrecht und er habe die 
dortigen Zustände noch viel zu milde geſchildert. 

Eriter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Verleſung der nachfolgenden 
Interpellation der Abgg. Kantak und Gen.: 22 

Am 28. April dieſes Jahres fand in Polniſch - Liſſa C 
Poſen) eine polniſche Volkeverſammlung in Wahlangelegenbeiten ſtatt. Die 
ſelbe wurde ſofort nach ihrer Eröffnung dom Polizeicommiſſarius aufgelöſt, 
weil die Verſammelten ſeiner Weiſung, in deutſcher Sprache zu verhandeln, 
ih nicht fügen wollte. Am 18. April d. J. fand in Eichenberg — Dembogorz 
— (Beitpreußen) eine Verſammlung des Oxhöfter landwirthſchaftlichen Vereins 
ftatt. Dieſelbe wurde ſofort bei ihrem Beginn bon dem Amtsvorſteher 
Tümmler, trotz des in den Statuten des Vereins enthaltenen Paragraphen, 
daß die Geſchäftsſprache des Vereins die polniſche iſt, aufgelöſt, weil die 
Verſammelten ſeinem Verlangen, in deutſcher Sprache zu verhandeln, nicht 
nachkommen wollten reſp. konnten. Wir richten an die Königliche Staats⸗ 
Regierung die Anfrage: 1) Sind ihr dieſe Vorfälle bekannt, und welche 
Schrüte bat dieſelbe zur Verhütung ähnlicher Verletzungen verfaſſungs⸗ 
mäßiger Rechte gethan? andernfalls: 2) Iſt die Königliche Staatsregierung 
bereit, Abhilfe zu ſchaffen und Anordnungen zu treffen, um der Widerholung 
ähnlicher Vorkommniſſe vorzubeugen? , . 

Nachdem Abg. Kantak durch speciell Darlegung der thatſächlichen Ver: 
bältnifje die Interpellation näher begründet bat, erklärt 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Seit der Beantwortung der letzten 
Interpellation, die einen ähnlichen Gegenſtand betraf, habe ich an die Behörden 
eine Weiſung erlaſſen, in dieſer Sache vorſichtig zu fein und zwar deshalb, 
weil die endgiltige Entſcheidung über dieſe Frage durch das Oberverwallungs⸗ 
gericht erfolgen wird. In dem Falle, der damals beſprochen wurde, hatte 
der Kreisausſchuß in dem Sinne entſchieden, dem ich bier Ausdruck gegeben 
babe. Von dieſer Entſcheidung iſt Berufung an das Verwaltungsgericht ein⸗ 
gelegt und dieſes hat in einem entgegengeſetzten Sinne feine Eniſcheidung 
gefällt. Es iſt nun abermals an das Oberverwaltungsgericht appellirt worden 
und dieſes bat ſein Urteil noch nicht abgegeben. Nun bin ich ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht in der Lage, aus freien Stücken, bevor dieſe Entſcheidung er⸗ 
folgt iſt, von der Anſicht der Regierung abzugehen und die Behörden anzu⸗ 
weiſen, künftig anders zu verfahren. I habe aber, wie gejagt, zur Vorſicht 
ermahnt. Die Entſcheidung des Oberpeiwaltungsgerichts wird für die Fünf: 
tige Haltung der Regierung in dieſer Frage maßgebend ſein. Ich kann daher 
die Interpellanten nur bitten, dieſelbe abwartende Stellung auch ihrerſeits 
einzunebmen, bis jene Entſcheidung erfolgt. b 

Von dem Abg. Kantak wird die Beſprechung der Interpellation bean: 
tragt; der Antrag findet jedoch nicht die erforderliche Unterſtützung von 50 
u und iſt ſomit die 5 erledigt. 

as Geſetz, betreffend die Veranlagung und Erhebung der direc⸗ 
ten Steuern nach dem Etatsjahre, wird in dritter Leſung ohne Debatte 
angenommen. EUR, 

Nachſter Gegenſtand der Tagesordnung ift die dritte Beratbung des 
Geſetzentwurfes, betreffend die Verwaltung der den Gemeinden und 
öffentlichen Anſtalten gehörigen Holzungen in den 6 öͤſtlichen 

rovinzen. . 5 
a Die erſten 10 Paragraphen werden ohne Debatte genehmigt. — Den in 
zweiter Leſung beſchloſſenen § 11 beantragt Abg. Mühlenbeck dahin abzu⸗ 
ändern, daß gegen die Entſcheidungen des Regierungs⸗Präſidenten nicht die 
Klage dor dem Bezirksverwaltungsgericht, ſondern nur die Beſchwerde beim 
Oberpräfiventen und in höherer Inſtanz die Klage vor dem Oberverwaltungs⸗ 
gericht zuläſſig ſein foll. * i . 

Der Antrag wird, nachdem ſich der Miniſter Dr. Friedenthal damit 
einverſtanden erklärt und auch Abg. Lasker demſelben zugeſtimmt hat mit 
dem Vorbehalt, daß die darin getroffene Beſtimmung kein Präſudiz in ſich 
schließen ſolle, vom Haufe angenommen und mit dieſer Modification das 
game Geſetz genehmigt. Es felgt die dritte Berathung des Geſetzentwurfs, 

etreffend die Deckung der für die Weiterführung und Vollendung der Bebra⸗ 
Friedländer Eiſenbahn erforderlichen Geldmittel. 

Das Alineg 1 des einzigen Paragraphen des Geſetzes beantragt Abg. 
Dr. Hammacher in folgender eiſe zu fallen: „Die Regierung wird er: 
mächtigt, zur Deckung der für die Weiterführung und Vollendung der Bebra⸗ 
Friedländer Eiſenbahn erforderlichen Geldmittel die durch das Geſetz vom 
14. Juni 1874 zur Vollendung der Eiſenbahn von Arnsdorf nach Gaſſen be: 
willigten 5,670,000 Mark in Höhe der hierbei erzielten Erſparniß zu ver⸗ 
wenden, und ſoweit dieſer Betrag nicht ausreicht, Schuldverſchreibungen in 
dem Nominalbetrage auszugeben, wie er zur Beſchaffung einer Summe von 
doͤchſtens 2,100,000 Mark nötbig fein wird. ER 

Abg. Hammacher: Mein Antrag bezweckt lediglich das vorliegende Fi⸗ 
nanzgeſetz in eine klarere und präcijere Form zu bringen, als fie in der Re⸗ 
gierungsvorlage lautet. Es iſt allerdings richtig, daß das Abgeordnetenhaus 
die in der Vorlage gewählte Form für derartige Geſetze bei Gelegenheit der 
Zwanzig Millionen⸗Anleihe ſelbſt geſchaffen hat, doch iſt es niemals zu ſpät, 
einen Fehler, den man als ſolchen anerkannt hat, zu corrigiren. 

A Regierungscommiſſar Geh. Rath Weishaupt erklärt ſich mit dieſer 

enderung einveiſtanden. f 
definieid Antrag Hammacher und demnächſt das ganze Geſetz wird hierauf in 
Berathun Abfümmung angenommen. Ebenſo ohne Discuſſion in dritter 
der in be Geſetz, betreffend die Auflöſung des Lehns verbandes 

b Hexzogtham Schleſien, der Grafſchaft Glatz und dem preußi⸗ 
ſce Martarafenibum Oberlauſitz belegenen Lehne. 

1 0 Betbuſp⸗Huc! Ich bin in der Lage, Namens meiner poli⸗ 
tiſchen Freunde zu erklären, daß wir auf das Zuſtandekommen einer Stäͤdle⸗ 
ordnung 1 5 en ſebr viel Werth legen, daß wir aber in 
den bei finden, daß fung gefaßlen Beſchlüſſen des Hauſes fo viele Bedenk⸗ 
lichkeiten ang wir uns ſchon jetzt zum Theil veranlaßt ſehen, gegen 
das Geſeh zu 4 falls die dritte Leſung jene Beſchlüſſe beftätigen 
ſollte. Diejenig Kia politiſchen Freunde, welche ſich doch euiſchließen 
würden, dafür zu „bun dies nur, um die Verhandlungen über ein 


ſo wichliges Geſetz zu fördern und in der Erwartung, daß in dieſer Abftim« | C 


mung das letzle Stadium des Geſezentwurfs noch nicht erreicht iſt. Ich 
verzichte darauf, uniete, früheren menbements 70 . — et 
weil ſie in der zweiten 11 abgelehnt worden find. Nun ein Amen de⸗ 
ment ven uns bitte ich Sie anzunehmen, namlich die Streichung der Ber 
ſtimmung im § 26, Wes ten 20 Klaſſe mindeſtens ein Zwölftel, zur 
zweiten zwei Zwölftel der gef ge poll ablberegptigten gehören müſſen. Eine 
derartige Beſuͤmmung iſt eine völlige Negation des Sreitlaffenmabifoftemg 
und würde die Rechte eines Jeden ſchmälern, der vielleicht für ſich allem die 
Hälfte zum e beiträgt, Fand die Beſtatigung jener Beſchlüſſe 
aber ſeinen Einfluß völlig verlieren kann. Ich möchte schließlich noch auf 
einen allgemeinen Uebelſtand aufmerkſam machen, der gerade bei dieſem Ge⸗ 
ſetze ſo recht eclatant zur Geltun gekommen iſt: die parlamentariſche Ueber: 
laſtung, welche uns feit einigen Jahren von der Regierung zugemuthet wor 
den iſt. Ich bin weit davon entfernt, die Regierung für dieſe Ueberlaſtung 
allein verantwortlich zu machen, vielmehr erkenne ich ſehr wohl an, daß ein 
großer Theil der Schuld das Abgeordnetenhaus trifft, indem es die De 


blos die Häuſer des Landtages mit großen Zumuthungen  belaftet, 


Siebenundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


rung bei jeder Gelegenheit aufforderte, neue Geſetzesvorlagen zu machen. 
Durch eine derartige Verlängerung der Seſſion gelangen wir dabin, daß 
nur noch Beamte und Berliner ins Haus gewählt werden, weil ſonſt Nie⸗ 
mand die Zeit hierfür erübrigen kann Außerdem muß nothwendigerweiſe 
bei einer ſolchen Ausdehnung eine Erſchlaffung der Kräfte eintreten, die un⸗ 
möglich den Geſetzen zum Nutzen gereichen kann. Einzelne von den Mit⸗ 
gliedern ſind allerdings im Stande geweſen, trotz der coloſſalen Arbeit ſich 
aufrecht zu erhalten, während die Mehrzahl dies nicht konnte. Greifen Sie 
nur in Ihre Bruſt und Sie werden mir zugeben, daß größtentheils ſchon 
eine völlige Apathie eingetreten iſt. Ich glaube, daß es im Lande — wenn 
auch mit Unrecht — als eine Fribolität aufgefaßt werden wird, wenn wir 
bei dieſem Zuſtande ein wichtiges Geſetz, wie die Städieordnung, in dritter 


Leſung noch durchberathen. Ich möchte alſo die Regierung bitten, künftig fi 


uns nicht fo viele Geſetze vorzulegen, und das Haus, nicht fortwährend zu 
neuen Vorlagen zu drängen. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Ein paar Worte der Er⸗ 
widerung muß ich doch darauf jagen. Diele Bilte an die Staatsregierung 
um Beſchränkung der Vorlagen kann ſich die Regierung wohl gefallen laſſen. 
(Heiterkeit.) Allein wir glauben auch nicht durch unſer Verhalten eine ſolche 
Klage probocirt zu haben, indem wir keineswegs in der Luft, den Häuſern 
des Landtages fo viel Arbeit als möglich aufzudürden, ſondern nur aus dem 
Bewußtſein der Nothwendigkeit der Geſetzgebung (Sehr richtig! 5 nicht 

ondern 
unſere eigenen Kräfte aufs Aeußerſte angeſtrengt haben. Ich kann ver⸗ 
ſichern, daß über das Maß des Nothwendigen binaus, welches bereits jo 
ungeheuer breit bemeſſen iſt, die Regierung weder bisher hinausgegangen iſt, 
noch in Zukunft binauszugehen beabſichtigt. Ich habe zu meiner großen 
Genugthuung in den letzten Berathungen von hervorragenden Mitgliedern 
dieſes Hauſes beſtätigen bören, was ich ſelbſt von Anfang an bebauptet 
babe: ſo wünſchenswerth es wäre, die Organiſation des Landes mit einem 
Schlage vollführen zu können, ſo unmöglich iſt es, und wir müſſen da her 
ſtückweiſe, und zwar immer mit dem Maße des Nothwendigen, fortarbeiten, 
bis wir vielleicht nach zehn Jahren dazu kommen, das Gebäude fertig zu 
baben. Dann wird es noch lange dauern, ebe wir es austrocknen (Heiter⸗ 
keit) und ehe wir die Reparaturen vornehmen werden, die in der Mangelhaf⸗ 
tigkeit des Baues hervortreten. Alſo Eile mit Weile wird die Regierung 
Ba on zu ihrem Maßſtab nehmen, aber möge das Abgeordnetenhaus es 
au un. 

In Bezug auf die Berathung der Städteordnung in dritler Leſung iſt es 
vielleicht für beide Theile, für Regierung und Volksvertretung, zweckmäßig, 
wenn die Regierung die einzelnen Punkte hervorhebt, von denen ſie glaubt, 
daß die Beſchlüſſe dieſes Hauſes noch eine Aenderung erfahren müſſen, wenn 
die Ausſicht auf Verſtändigung mit dem Herrenbaufe und der Regierung 
obwalten ſoll. Ich glaube, wir thun am beiten, wenn wir uns darüber ver⸗ 
ſtändigen. Es dleibt ja dann Jedem überlaſſen, ſeine Meinung zu äußern. 
Ich lege namentlich auf folgende Punkte Werth: auf den § 15 (Bedingungen 
des Bürgerrechts) und deſſen erite Beſtimmung, wonach alſo der Klaſſen⸗ 
ſteuerſtufenſatz von mindeſtens 6 Mark entfernt wird; ferner auf den § 25 
der Regierungsvorlage, der nach den Beſchlüſſen des Hauſes fortgefallen iſt, 
wonach juriſtiſche Perſonen, Actiengeſellſchaſten, Commandit⸗Geſellſchaften 
auf Actien, Berggewerkſchaſten u. j. w. ein Wahlrecht haben jollten; ſodann 
auf die Beſtimmung des § 26 am Schluß, wo das Abgeordnetenhaus be: 
ſchloſſen hat, daß die erſte Wählerklaſſe mindeſtens 7, die zweite Klaſſe 
mindeſtens 71 der Wahlberechtigten umfaſſen ſoll; auf den § 52, wonach 
die Beſtätigung der Bürgermeiſter künftig bon anderen Inſtanzen ausgehen 
fol, als nach dem Regierungsemwurf, und ſogleich die Gründe angegeben 
werden müſſen, weshalb die Beſtätigung verſagt wird; ſodann auf den § 86, 
wo die Verpflichtung der Slädte zur Anſtellung von Militäranwärtern und 
Invaliden eingeſchrankt wird. (Ob!) Ya 

Außerdem, m. H, wiederhole ich die Bedenken, welche ich gegen die Be: 
ſtimmungen über die Polizeiverwaltung der Städte in der letzten Sitzung 
hervorgehoben babe. Dieſe Bedenken hegt die Regierung noch jetzt in vollem 
Maße und glaubt, daß, wenn die Beſtimmungen der zweiten Leſung ſtehen 
bleiben, eine Einigung mit den anderen Factoren der Geſetzgebung ſehr 
ſchwer ſein wird. Ich höre, daß ein Antrag eingebracht werden wird, welcher 
den Anſichten der Regierung in weſentlichen Punkten entgegenkommt. Ich 
bin nicht im Stande, zu erklären, daß dieſe Anträge Seitens der Regierung 
unbedingt accepiabel ſind, weil ich den Inhalt jo genau nicht prüfen kann, 
auch nicht die Befugniß habe, Namens der Regierung ſchon jetzt dergleichen 
Erklärungen abzugeben, aber den Eindruck habe ich davon, daß ein Aus⸗ 
gleich der Anſichten, eine Einigung der Factoren nicht mehr abzuſehen iſt, 
wenn dieſe Anträge hier abgelehnt werden. Ich kann Ihnen alſo nur rathen, 
auf dieſem Wege die Erfüllung des Wunſches herbeizuführen, der der Regie⸗ 
rung wirklich ſehr am Herzen liegt, und Arbeiten, wie dieſe Städteordnung, 
die jo viel Arbeit, jo viel Zeit gekoſtet, jo viel Bewegung im Volke veran: 
laßt hat, nicht einfach ius Waſſer fallen zu laſſen, ſondern zu einem Abſchluß 
zu bringen, der auch mit verhältnißmäßigen Oyfern auf einer oder der 
anderen Seite immer beſſer iſt, als der 1 Zuſtand der Aufregung. 
der möglicherweiſe noch länger als ein Jahr dauern wird, wenn wir jetzt 
nicht zum Abſchluß kommen. (Sehr richtig.) 

Abg. Lasker: Ich begreife allerdings bei der jetzigen Uebermüdung die 
Stimmung des Abg. v. Bethuſy⸗Huc, aber wenn man bedenkt, daß die Ge⸗ 
ſetze, welche uns in dieſer Seſſion vorgelegen haben, ſämmtlich nothwendig 
waren nach dem faſt fünfzigjährigen Stillſtand unſerer Geſetzgebung, und 
daß wir unmöglich dieſen Zuſtand beſtehen laſſen konnten mit der Ausſicht, 
daß vielleicht unſere Nachkommen die Sache in Angriff nehmen könnten, jo 
wird man zugeben, daß die Vorwürfe, welche der Regierung und dem Hauſe 
gemacht werden, wohl der Stimmung, aber nicht der Logik entſprechen. Ich 
bin ſehr erfreut, daß der Mimiſter die einzelnen Punkte genannt hat, welche 
er zur Verſtändigung für nothwendig halt, weil wir auf Grund dieſer An⸗ 
gaben vielleicht zu einer Uebereinſtimmung gelangen können. Der erite 
Punkt war der des Wahlrechts, und da haben wir das Dreiklaſſenſyſtem an⸗ 
genommen, aber, um es vor Auswüchſen und Lacherlichkeiten zu ſchützen, 
in modificirter Faſſung, und zwar fo, daß wir die wirklich bedeutungsvolle 
Correctur des Einzwölftel⸗ und Zweizwölftelſatzes einführten. Nun wird uns 
deute mit Zahlen gedroht, welche dieſer Correctur völlig entgegenſtänden. 
Ich werde das Nähere in der Specialdiscuſſion erwarten, werde mich laber 
jedenfalls für die Correctur eniſcheiden, weil mir principiell das Dreiklaſſen⸗ 
ſyſtem ohne Correctur nicht annehmbar zu ſein ſcheint. In einem andern 
Punkte ſtimme ich jedoch der Regierung völlig bei, daß es ungerecht wäre, 
die Forenſen und juriſtiſchen Perſonen von dem Wahlrecht auszuschließen, 
während ſie doch in einem großen Theile der Monarchie zu den Communal⸗ 
ſteuern herangezogen werden. Wir müſſen dies um ſo mehr thun, als wir 
hier ſogar Perſonen das Wahlrecht gewährt haben, die zu dieſen Steuern 
nicht beitragen. Was die Polizeiverwallung anbetrifft, fo. hänge ich unbe⸗ 
dingt dem Princip an, welches der Miniſter des Innern entwickelt hat, daß 
dem Magiſtrat mit gewiſſen Ausnahmen nur die Beſchlußpolizei gebührt, 
während die eigentliche Executive in den Händen einzelner Beamten ruhen 
muß, die dem Geſetze verantwortlich ſind. Aber ich bin der Anſicht, daß die 
ommiſſion im Princip daſſelbe will, wenn auch die Faſſung nicht besonders 
glücklich gewählt ift und ich werde daher für die Vorlage ſummen. 

Endlich komme ich zu dem Punkte der Beſtätigung der Bürgermeiſter, 
bei welchem Sie in der zweiten Leſung die Klauſel eingefügt haben, daß der 
Miniſter die Beſtätigung nur bei Bedenken gegen die ſittliche und techniſche 
Qualification verweigern kann. Ich erinnere Sie nun aber daran, daß wir 
einen ähnlichen Zuſatz in der naſſauiſchen Polizeiordnung, in der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen 5 und zweimal bei der Kreisordnung abgelehnt 
baben, aus dem einfachen Grunde, weil der Zuſatz völlig nichts ſagend iſt 
und den Miniſter in keiner Weiſe einſchränkt. Sie erreichen damit nur, daß 
Sie bei Städten unter 10,000 Einwohnern die wirkungsvolle Kautel des 
Provimzialraths gegen leere Worte eintauſchen; dadurch, daß Sie den Minifter 
an die Stelle des Königs ſetzen, aber gar keine Veränderung berbeifübren, 
da ja der Miniſter auch ſchon jetzt contraſigniren muß und verantwortlich 
wird. Da nun die Regierung heute ſelbſt die Commiſſionsvorlage in e 
Punkte als eine Bedingung für das Zustandekommen des Geſetzes eiklärt 
bat, fo denke ich, können Sie getroſt zu jener zurückkehren und eine reine 


Donnerstag, den 1. Juni 1876. 


Wortdeclaration fallen laſſen, die doch von einer wirklichen Bürgſchaft gar 


nichts in ſich trägt. . 

S 15 in der Faſſung der zweiten Leſung beſtimmt, daß das Bürgerrecht 
jedem männlichen Gemeindeangehörigen zuſtehe, der — abgeſehen von anderen 
Bedingungen — e. das vierundzwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt und feit 
einem Jahre in der Stadtgemeinde ſeinen Wohnſitz hat, und d. zur klaſſi⸗ 
ficirten Einkommenſteuer oder zur Klaſſenſteuer veranlagt iſt, vorbehaltlich 
jedoch der Beſtimmungen des § 44, und fert im letzten Alinea fort: Das 
Erforderniß des einjährigen Wohnſitzes kann auf Antrag der Betheiligten 
durch Gemeindebeſchluß erlaſſen werden. 

Abg. Dr. Aegidi und Genoſſen beantragen, ſtatt der Lit. d. die Regie⸗ 
n und damit folgende Faſſung wieder herzuſtellen: ein Wohnhaus 
im Stadtbezirke als Eigenthümer oder Nießbraucher beſitzt oder zur klaſſi⸗ 
ficirten Einkommenſteuer oder zur Klaſſenſtener mit dem Stufenſatze von 
mindeſtens ſechs Mark veranlagt iſt. 

Abg. Lauenſtein beantragt, in Lit. c. ſtatt der Worte „ſeit einem 
Jahre“ zu ſetzen: „ſeit zwei Jahren“ und im letzten Alinea ſtatt „einjäh⸗ 
rigen“, Pine 0 

Abg. Oſtendorf endlich beantragt ſolgende Faſſung der Litr. e. das 
vierundzwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt, ſeit einem Jahre in der Stadt⸗ 
gemeinde ſeinen Wohnſitz bat und zu den Gemeindeumlagen beiträgt, wenn 
ſolche überhaupt in derſelben beſtehen. 

Abg. Lauenſtein: Ich wünſche, mit meinem Antrage die Friſt zum Er⸗ 
werbe des Bürgerrechts mit derjenigen in Einklang zu bringen, deren Ab⸗ 
lauf für den Erwerb des Unterſtützungswohnſitzes nothwendig iſt. Es ge⸗ 
ſchieht dies nicht aus lediglich formellen Gründen. Ich meine, es wird durch 
den Unterſtützungswohnſitz ein, wenn auch nur loſes Verhältniß zwiſchen dem 
Erwerber und der Gemeinde und damit auch ein groͤßeres Intereſſe für 
die Gemeindeangelegenheiten geſchaffen, und darum empfehle ich Ihnen 
meinen Antrag. 

Abg. Jung: Die engere wirihſchaftliche Vereinigung der Städte rechts 
fertigt eine weit größere Vorſicht, als ſie bei den Wahlen für den Staat 
nothwendig ift, und die Einführung des höheren Cenſus von 6 Mark. Den: 
ken Sie, welchen ungeheuren Schritt Sie mit Annahme des § 15 in der 
Faſſung der zweiten Leſung thäten. Bis jetzt liegt der Schutz aller Städte 
in dem Erforderniſſe des Cenſus von mindeſtens 6 Mark. Durch deſſen Be⸗ 
ſeitigung vermebren Sie die Zahl der Wähler von 50 auf 70 Procent, ein 
meiner Anſicht nach ſehr gefährlicher Schritt. In England thut man ſolche 
Schritte erſt nach dem ſtärkſten Andrängen, Sie thun ihn, ohne daß eine 
Stimme laut geworden iſt. Das kann unmöglich politiſch klug ſein. Wenn 
man dieſe Beſchlüſſe ſieht, ſollte man meinen, daß das Dreiklaſſenſyſtem bei 
uns die reine Plutokratie herbeiführen werde. Die Erfahrungen, die ich als 
Wahlvorſteher vielfach zu machen Gelegenheit hatte, beſtätigen dieſe Furcht 
durchaus nicht. 

Abg. Miquel bält die Beſchlußfaſſung des Hauſes über die Frage des 
Cenſus überhaupt nur für eine proviſoriſche. Mit dem Antrage Lauenſtein 
ſei er dagegen ſehr einverſtanden, da derſelbe vollkommen neutral, Reich und 
Arm gleich treffe. Mitwirken könnten doch in den Gemeinde⸗Angelegenbeiten 
nur die, die ſich mit dem Wohl und Wehe der Gemeinde verbunden erachten. 
Das ſei nicht möglich, wenn Jemand erſt ſeit einem Jahre in einer Stadt 
lebe; mindeſtens ſeien dazu zwei Jahre 8 fh, vorher fehle jedes Verſtändniß 
für die Gemeinde⸗Angelegenbeiten. Im Allgemeinen würden zwar ſolche 
Perſonen, die erſt ſeit Kurzem in der Gemeinde wohnen, ihr Wahlrecht doch 
nicht ausüben, indeſſen habe man doch namentlich bei ſtarker Agitation keine 
Garantie dafür. 

Regierungs⸗Commiſſar Geb. Rath Wohlers theilt dem Haufe das Re⸗ 
ſultat ſtatiſtiſcher Ermittelungen mit, die die Regierung in Folge des Ber 
ſchluſſes zu § 26, wonach die erſte Wahlklaſſe mindepens ein Zwölftel, die 
zweite mindeſtens zwei Zwölftel der Wahlberechtigten umſaſſen müſſe, und 
in Folge der Streichung des Cenſus von 6 Mark bat anſtellen laſſen. Dar⸗ 
nach würde in einzelnen Städten die dritte Klaſſe lediglich aus ſoſchen Per⸗ 
ſonen beſtehen, die gegenwärtig gar kein Stimmrecht haben, die jetzige dritte 
Klaſſe würde die zweite vollſtändig beherrſchen, das Dreiklaſſenwahlſyſtem zu 
einem bloßen Gedanken werden. Es ergebe ſich daraus, daß die Beſchlüſſe 
des Hauſes in der That nicht eine Correctur des Syſtems, ſondern eine Um⸗ 
wälzung der Gemeindeverhältniſſe herbeiführen, die zu ſchaffen, doch ein allzu 
gewagtes Experiment ſei.. 

Abg. Lö we: Ein Theil dieſer Ermittelungen entſpricht gerade den Wün⸗ 
ſchen, die wir mit der Correctur des Dreiklaſſen⸗Syſtems verbanden. Ich 
bitte Sie deshalb, es bei dem beſchloſſenen Verhältniſſe der Wählerklaſſen 
zu belaſſen, zumal ich nicht einſehen kann, daß eine große Differenz 

9 Wahlen für den Staat, und denen für die Gemeinden vor⸗ 

nden ſei. 

„Abg. Windthorſt (Meppen): Die vorherigen Aeußerungen des Mi⸗ 
niſters beſtimmen mich in keiner Weiſe. enn wir uns jetzt bewegen laſſen, 
von unſeren Beſchlüſſen der zweiten Leſung abzugeben, fo erleben wir, daß 
das Herrenhaus neue Conceſſionen verlangt. 5 kann ſolche alſo erſt dann 
machen, wenn ich genau überſehen kann, welche Conceſſtonen überhaupt 
nöthig find. Auf das Verlangen eines zweijährigen Wohnſitzes würde ich 
eingeben, wenn gleichzeitig das letzte Alinea geſtrichen würde, das der Ge⸗ 
meinde einen zu erheblichen Einfluß auf die Zahl der Stimmen giebt. Ich 
bezweifle, daß der Beſchluß über den Cenſus nur etwas Proviſoriſches bat, 
jedenfalls wäre es ein ſehr langes Proviſorium, lönnte ich mit dem Cenſus 
von 6 Mark ſtatt des Dreiklaſſenſyſtems das gleiche Stimmrecht erobern, ſo 
wäre ich dafür; unter den jetzigen Umſtänden muß ich dagegen ſtimmen. 

Die Discuſſion wird hiermit geſchloſſen und der $ 15 mit dem Amende⸗ 
ment Lauenſtein und mit Beibehaltung des nach dieſem Amendement mo⸗ 
dificirten letzten Alinea angenommen. 

$ 23 beſtimmt ziffermäßig die Zahl der Stadtverordneten nach der Größe 
der Gemeinden. 

Abg Lauenſtein beantragt, der ortsſtatutariſchen Beſtimmung eine 
anderweitige Regelung vorzubehalten. 

Der Antragſteller empfiehlt feinen Antrag als nothwendige Conſequenz 
der in voriger Leſung zugelaſſenen Vermehrung des Gemeindevorſtandes 
durch Gemeindebeſchluß. 

Abg. Miquel tritt dem bei, mit dem Bemerken, daß mit jenem Be⸗ 
ſchluſſe der Grund fortfalle, aus dem die Commiſſton anderweitige orls⸗ 
ſtatutariſche Beſtimmungen nicht habe zulaſſen wollen. 

Das Amendement Lauenſtein wird angenommen und außerdem der $ 23 
nach dem Antrag Krech dahin modificirt, daß bei Städten von mehr als 
150,000 Einwohnern nicht für jede 150,000 überfteigende Vollzahl von 
50,000 Einwohnern, ſondern für jede auch nur angefangene Mehrzahl von 
50,000 Einwohnern 6 neue Stadtverordnete hinzutreten ſollen, bis die Zahl 
90 erreicht iſt. 

1 zählt diejenigen Perſonen auf, welche nicht Stadtverordnete ſein 
en. 

Abg. Kieſel wünſcht die Streichung der Beſtimmung, welche Geiſtliche, 
Kirchendiener und öffentliche Elementarlehrer, die von Gemeindelaſten befreit 
ſind, vom paſſiven Wahlrecht ausſchließt. 5 

Abg. Knörde befürwortet den Antrag Kieſel, damit die Gleichſtellung 
der Lehrer factiſch durchgeführt werde. 5 . 

Abg. Aegidi ſchlägt vor, nur die Geiſtlichen und Kirchendiener dom 
paſſiven Wahlrecht auszuſchließen. 3 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc beantragt, die Beſtimmung zu ſtreichen, wo⸗ 
nach öffentliche Beamte zur Annahme der Wahl als Stadtverordnete der 
Eenebmigung ihrer vorgeſetzten Dienſtbebörde nicht bedürfen. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen, die Anträge Aegidi, Kieſel und 
Bethuſy werden darauf abgelehnt und § 24 unverändert genehmigt. 

Die Abgg. Dr. Aegidi, Krech und Graf Bethuſy⸗Huc beantragen 
als $ 25 a die Wiederherſtellung des § 25 der Commiſſionsbeſchluͤſſe, wonach 
die Forenſen zur Theilnahme an der Stadtverordnetenwahl berechtigt find. 

Abg. Cremer wünſcht, daß auch den ſteuerzahlenden, felbititändigen 
Frauen das Recht zugeſtanden werde, ſich bei der Wahl ebenſo vertreten 
zu laſſen wie die Forenſen. 

9. Ham macher erklärt fi gegen den Antrag Cremer, dagegen weiſt 
er auf Grund ſtatiſtiſcher Ziffern nach, daß die Forenſen einen be r großen 
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würde; Gründe hat er dafür nicht angeführt, 
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Der 5 
beriiedenen Eigenſchaften als juriſtiſche Peiſon in einer Stadt auftreten. 
Es ſeble auch das Correctiv, daß zur Vertretung der Forenſen nur Perſonen 
berechtigt find, welche zwei Jahre in der Gemeinde ihren Wohnſitz haben. 
Die Ablehnung des Paragraphen ſei eine nothwendige Conſequenz des an⸗ 
genommenen . E 8 5 a 

Geb. Rath Wohlers tritt dem Mißverſtändniß entgegen, daß der Fiscus 
bei der Wahl in einer Stadt verſchiedene Mal als juriſtiſche Perſon auf; 
treten könne; derſelbe ſei ſtets nur eine Perſon. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen, der Antrag Cremer abgelehnt und 
darauf auch der Antrag auf Wiederherſtellung des § 25 verworfen. 

§ 26 regelt das Verhältniß der Anzahl der Wahlberechtigten in den ver⸗ 
ſchiedenen Klaſſen. 3 h 

Abg. Aegidi und Genoſſen beantragen die Worte: „Die erſte Klaſſe 
muß mindeſtens ein Zwölftel, die zweite mindeſtens zwei Zwölftel der Wahl⸗ 
berechtigten umfaſſen“ zu ſtreichen und ſtatt derſelben zu ſetzen: „Sowohl die 
erſte als die zweite Klaſſe ſoll mindeſtens die fünffache Zahl der von ihr 
überhaupt zu wäblenden Stadtverordneten umfaſſen. Wenn bei der Einthei⸗ 
lung derſelben nach der Beſteuerung eine geringere Zahl auf die erſte be⸗ 
ziehungsweiſe zweite Klaſſe fällt, fo iſt dieſelbe durch Hinzunahme der nach 
ihren Steuerbeträgen zunächſt folgenden bis auf obiges Verhältniß zu er: 
böhen. Erforderlichen Falls entſcheidet zwiſchen zwei oder mehreren Gleich: 
beſteuerten das Loos.“ a 

Abg. Oſtendorf befürwortet eine neue Faſſung des § 26, nach welcher 
in Städten über 25,000 Einwohner die erſte Klaſſe aus den zur dritten oder 


einer höheren Steuerſtufe, in den übrigen aus den überhaupt zur Einkom⸗ 


menſteuer Veranlagten, beſteht. Die zweite Klaſſe ſoll im erſteren Falle aus 
den zur achten oder höheren Klaſſenſteuerſtufe, in dem anderen aus den zur 
ſechſten oder höheren Klaſſenſteuerſtufe Veranlagten beſtehen; während alle 
übrigen Gemeindebürger die dritte Klaſſe bilden follen. 

Abg. Bethuſy⸗Huc beantragt die einfache Streichung des auch von dem 
Abg. Aegidi zur Streichung empfohlenen letzten Paſſus des § 26, der in 
zweiter Leſung auf Antrag des Abg. Virchow angenommen war. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen und der Antrag Aegidi mit 156 gegen 
134 Stimmen e dagegen der 1 Bethuſy⸗Huc e 
und mit dieſen Modificationen der § 26 der Beſchlüſſe zweiter Leſung. 

Zu 5 29 (Auſſtellung der Wählerliſte) richtet der Abg. Cremer die An⸗ 
frage an die Regierung, ob die ſtädtiſchen Wahlen deshalb als ungiltig zu 

etrachten ſeien, weil die Wählerliſten nicht berichtigt, ſondern neu auf⸗ 
geſtellt ſeien; in Cleve ſei der Fall factiſch vorgekommen, daß auf Grund 
einer ſolchen Interpretation die Wahlen caſſitt wurden. ; { 

Abg. Miquel erklärt, daß nach der Auffaſſung der Commiſſion eine 
ent Wählerliſte einer berichtigten im Sinne des Geſetzes gleich 

u achten ſei. . 
ne . Windthorſt (Meppen) wünſcht eine Antwort vom Regierungs⸗ 
tiſche aus. 

Der Miniſter des Innern: Ich muß geftehen, daß ich im Augenblick 
gar nicht weiß, worum es ſich handelt! (Heiterkeit.) 

Nachdem Abg. Cremer ſeine Frage wiederholt, erklärt Gebeimer Rath 
Wohlers, daß er die Richtigkeit des vorgebrachten Specialfalles aus Cleve 
nicht prüfen könne, und daß es ſehr mißlich ſei, bieran allgemeine Fragen 
zu knüpfen, obwohl es allerdings nicht zu billigen wäre, wenn die Regierung 
in dem Falle bon Clepe fo entſchieden habe, wie bier behauptet wurde. 

Abg. Oſterrath beſtätigt, daß der Thatbeſtand des Falles von Cleve ſo 
geweſen ſei, wie der Abg. Cremer behauptet habe. 

Abg. Miquel weiſt darauf bin, daß es hier nicht auf die Discuſſion 
eines Specialfalles, ſondern auf die authentiſche Interpretation des Geſetzes 
ankomme. In der Commiſſion habe der Commiſſar ausdrücklich eine der 
Regierung in Cleve entgegengeſetzte Meinung kundgegeben. 

eh. Rath Wohlers beſtätigt die Erklärung, welche er in der Com⸗ 
miſſion abgegeben habe, bedauert aber nochmals, daß eine ſolche Erörterung 
an einen ra geknüpft werde, deſſen richtige Darſtellung keineswegs 

bürgt ei. * > f 
” Abg. Windthorſt (Meppen) conſtatirt, daß die Regierung hiernach der 
Meinung ſei, neu aufgeſtellle Wählerliſten ſeien berichtigten gleich zu achten. 

29 wird unverändert angenommen, ebenſo die SS 30 bis 43. 

u § 44 beantragt Abg. Krech einen Zuſatz, wonach es in den Städten, 
wo zur Zeit eine Eintheilung der Wahlberechtigten nach Klaſſen nicht ſtatt⸗ 
zn bezüglih des für den Erwerb des Bürgerrechts erforderlichen Ein: 
ommens ſein Bewenden behalten ſoll. , 

Abg. Virchow: Ich hatte bei dieſem Paragraphen in zweiter Leſung 
das Verhalten des Magiſtrats in Frankfurt a. M. in Bezug auf die Ein: 
richtung einer Waſſerleitung einer Kritik unterzogen und es kopflos genannt. 
Gegenüber den beitigen Angriffen, die ich deswegen in der „Neuen Frank ; 
furter Preſſe“ erfahren habe, muß ich meine Behauptungen vollſtändig auf: 
recht erhalten. Meine Ausführungen bezogen ſich nicht auf die Waſſer⸗ 
leitung, von der in dem betreffenden Blatte geſprochen wird, ſondern auf 
eine voraufgehende, welche im Jahre 1865 beſchloſſen wurde und ich habe 
meine Angaben in vollſter Kenntniß der damaligen Vorgänge und nach 
genauer Information über dieſe Angelegenheit gemacht. Ich wiederhole alſo, 

aufrecht erhalte. 

Der Antrag Krech und der demgemäß ficirte $ 44 wird hierauf 
angenommen. 

Der § 51 lautet nach den Beſchlüſſen der zweiten Leſung: 

Der Bürgermeiſter und der erſte Beigeordnete bedürfen der Beſtätigung 
des Miniſters des Innern in Stadtgemeinden mit mehr als 10,000 Ein: 
wohnern, des Oberpräſidenten in allen anderen Stadtgemeinden. Die Beſtätigung 
darf nur verſagt werden, wenn Thatſachen vorliegen, welche Bedenken gegen 
die techniſche oder ſittliche Qualification des Gewählten begründen. Dieſe 
Thatſachen find in dem, die Beſtätigung verſagenden Beſcheide mitzuteilen. 
Bei der Wiederwahl iſt eine Beſtätigung nicht erforderlich. Wird die Be⸗ 
ſtätigung verſagt, fo ſchreilet die Stadtperordnetenverſammlung zu einer 
neuen Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, fo kann der Oberpräſident 
die commiſſariſche Verwaltung der Stelle anordnen, bezüglich des Bürger⸗ 
meiſters jedoch nur dann, wenn der erſte Beigeordnete nicht bereit iſt, die 
Verwaltung der Stelle zu übernehmen. Daſſelbe findet ſtatt, wenn die 
Stadtverordnetenverſammlung die Wahl verweigert oder den nach der erſten 
Wahl nicht Beſtätigten wieder wählt. r . 

Die commiſſariſche Verwaltung dauert ſo lange, bis die Wahl der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung, deren wiederholte Vornahme ihr jederzeit zuſteht, 
die Beſtätigung erlangt hat; die Koſten der commiſſariſchen Verwaltung 
werden aus der gemäß § 48 feſtgeſetzten Beſoldung und Dienſtunkoſtenent⸗ 
ſchädigung beſtritten. 

Hierzu beantragt Abg. Krech, die beiden erſten Abſätze wie folgt zu 
faſſen: Der Bürgermeiſter und der erſte Beigeordnete bedürfen der Beſtäli⸗ 
gung des Königs in Stadtgemeinden mit mehr als 10,000 Einwohnern, des 

berpräfidenten in allen anderen Stadtgemeinden. Der Oberpräſident kann 
die Beſtätigung nur mit Zuſtimmung des Provinzialraths verſagen; gegen 
den die Beſtätigung verſagenden Beſchluß findet die Beſchwerde an den 

Miniſter des Innern ſtatt. 

Abg. Aegidi beantragt a) das erſte Alinea dahin zu faſſen: der Bür⸗ 
germeiſter und der erſte Beigeordnete bedürfen der Beſtäligung des Königs 
in Stadtgemeinden mit mehr als 10,000 Einwohnern, des Oberpräſi⸗ 
denten in allen anderen Stadtgemeinden; b) das zweite Alinea („die 
Beſtätigung“ bis erforderlich“) zu ſtreichen. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Der Miniſter hat heute erklärt, daß er 
die Beſchlüſſe der zweiten Leſung in dieſem Punkte nicht annehmen könne 
und daß er den Abänderungsvorſchlägen event. feine Zuſtimmung geben 

. Vertheidigung hat jedoch 
der Abg. Lasker übernommen. Es wird von ihm u. A. ausgeführt, daß das 
in der letzten Leſung angenommene Amendement vollig unweſentlich ſei; 


mod 


aber der energiſche Widerſtand, den der Miniſter gegen daſſelbe gemacht hat, 
ſiollte ihn doch eines Beſſeren belehren und wenn er praktiſch die Sache 
kennen würde, jo würde er wiſſen, daß das unbeſchränkte Beſtätigungsrecht 


der Regierung eine wickkommene Handhabung bieten würde, um Solche zu: 
rüctzuweiſen, welche ihr in politiſcher oder lirchlicher Beziehung unbequem 
ſind. Wenn man auf den Propinzialrath als eine Kautel hinweist, fo wird 
dieſer in Städten über 10,000 Einwohner gar nicht berührt, denn in dieſen 
entſcheidet der König abſolut. Nun jagt der Abg. Laster, daß es für dieſe 
völlig gleich lei, ob der König oder der Minifter belätise, da ja in dem erſteren 
Falle der Miniſter contraſigniren müſſe, alſo verantwortlich ſei. Darauf 


erwidere ich, daß uns dies durchaus nicht gleich iſt, weil wir den König nicht 


bg. Windthorſt ſagt, daß derſelbe nur 
für Städte unter 10,000 Einwohner gelte, und daß ich conſequenterweiſe 
für ſolche Städte, die dieſe Zahl überfteigen, den Miniſter an die Stelle des 
Königs ſetzen müßte, halte ich dies letztere aus den ſchon angegebenen 
Gründen für durchaus unweſentlich, und ich möchte nicht 1 05 einer ſolchen 
Beſtimmung das Geſetz fallen laſſen, was nach einer viermaligen Erfahrung 
entſchteden geſchehen würde. Wenn die Städteordnung über ein Prinzip zu 
Fall kommt, jo kann mich das tröſten; wo es ſich hier aber nur um einen 
rein formellen Punkt handelt, würde ich das Nichtzuſtandekommen nicht ver⸗ 
antworten können. 

Bei der Abstimmung wird nach Ablehnung des Antrages des Abg. 
Aegidil der Antrag Krech mit 147 gegen 137 Stimmen angenommen 
und mit dieſer Modification des § 51 genehmigt. 

Abg. Windthorſt (Meppen) beantragt hierauf einen neuen § 5la eins 
zuſchieben, der die durch die letzte Abſtimmung beſeitigte Beſtimmung: „Bei 
der Wiederwahl iſt eine Beſtätigung nicht erforderlich“ — wiederherſtellt. 
Dieſer Parggrand wird angenommen. 15 

Zu § 86 (Verpflichtung der Städte zur Anſtellung der Militärinvaliden 
und Militäranwärtern beantragt Abg. Krech die Streichung des in zweiter 
Leſung angenommenen Paſſus, nach welchem die Verpflichtung der Städte 
in 8 Anſtellung ſich nicht auf die Stadtſecretäre und Calculatoren 
erſtreckt. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg bittet gleichfalls, dieſen 
Paſſus, auf deſſen Streichung die Regierung ſehr hohen Werth lege, nicht 
aufrecht zu erhalten. f MR 

Abg. Miquel ſchließt ſich dem Antrag auf Streichung an, da die Faſſung 
der vorliegenden Beſtimmung leicht dazu gemißbraucht werden könne, durch 
die Ausdehnung des Titels „Stadtſecretäre“ die Verpflichtung der Stadt⸗ 
gemeinden zur Anstellung von Militäranwärtern weſentlich zu beſchränken. 

Nachdem Abg. Röſtel dringend die Beibehaltung des Beſchluſſes zweiter 
Leſung befürwortet, wird der Antrag Krech abgelehnt und $ 86 unver⸗ 
ändert angenommen. 

Die $$ 115122 handeln von den Rechten und Pflichten der Gemeinde: 
behörden in Beziehung auf die Verwaltung der örtlichen Polizei⸗ 
und der allgemeinen Landes angelegenheiten. 

Von dem Abg. Haken wird eine neue Faſſung Due Paragraphen bean⸗ 
tragt, welche in einzelnen Beſtimmungen der urſprünglichen Regierungs⸗Vor⸗ 
lage dadurch ſich nähert, daß ſie die Polizeigewalt des Bürgermeiſters von 
der Zuſtimmung des Magiſtratscollegiums unabhängiger macht. 

Abg. Miquel hält die Abänderungsanträge Haken's für unweſentlich 
und rein formeller Natur und bittet ſie anzunehmen. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Die Anträge Haken find keineswegs blos 
redactioneller Natur, ſondern ich weiß, daß ſie von der nationalliberalen 
Partei vereinbart ſind, um den Regierungswünſchen, wie ſie bei der letzten 
Berathung dieſer Paragraphen der Miniſter Eulenburg äußerte, entgegen⸗ 
ukommen. Durch die Anträge Haken werden ſehr wichtige freiheit iche Be: 
timmungen, die in zweiter Leſung angenommen find, beſeitigt, ich bitte Sie 
dringend, dieſelben abzulehnen. 

Bei der Abitimmung werden bierauf die Anträge Haken mit 134 gegen 
133 Stimmen abgelehnt und die $$ 115 bis 122 unverandert ange⸗ 
nommen. * 

Die übrigen Paragraphen werden mit den durch die vorangegangenen 
Beſchlüſſe bedingten Modificationen ohne Debatte genehmigt und wendet ſich 
ſchließlich die Berathung dem zurückgeſtellten § 1 zu. 

Derſelbe beſtimmt den Geltungsbereich der Städteordnung. 

Abg. Aegidi und Genoſſen beantragen die Ausſchließung der Rhein⸗ 
provinz. 

Abg. Knebel erklärt, daß verſchedene definitiv angenommene Beſchlüſſe 
es den rheiniſchen Abgeordneten unthunlich erſcheinen ließen, für die Aus⸗ 
dehnung des Geſetzes auf das Rheinland zu ſtimmen. 

Abg. Miquel beftreitet, daß für den Antrag Aegidi irgend eine Bere» 
tigung vorhanden ſei und wünſcht nicht, die Monarchie in dieſer Beziehung 
für die Dauer des Culiurkampfes in zwei Theile zu zerreißen. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen, der Antrag Aegidi abgelehnt und 
$ 1 unverändert nach den Beſchlüſſen zweiter Leſung und darauf das Geſetz 
im Ganzen mit großer Majorität genehmigt. 

Abg. Kantak zeigt dem Haufe an, daß er feine von dem Miniſter heute 
nur unvollſtändig beantwortete Interpellation, ſo weit ſich dieſelbe auf die 
Verſammlung des Oxböfter landwirthſchaftlichen Vereins beziehe, nach den 
Ferien wieder aufnehmen werde. 8 

Schluß 5% Uhr. Nächſte Sitzung unbeſtimmt. 

Berlin, 31. Mai. [Amtliches] Se. Majeſtät der König bat Ihrer 
Majeſtät der Königin der Belgier den Luiſen⸗Orden mit der Jahreszahl 
1813/14 verliehen. j 

Se. Majeſtät der König hat dem Kreisgerichts⸗Rath Herbſt zu Queblin- 
burg den Rothen Abler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife und dem Ober: 
Regierungsrath Frhrn. v. Korff zu Merſeburg den Königlichen Kronen⸗Orden 
zweiter Klaſſe verliehen. Er 

Se. Majeſtät der König hat den Kaiſerlich ruſſiſchen Geheimen Rath 
und Akademiker Dr. Otto Boethlingk, zur Zeit in Jena, zum auswär⸗ 
ligen er des Ordens pour le mérite für Wiſſenſchaften und Künſte 
ernannt. 

Se. Majeftät der Kaiſer und König hat im Namen des Deutſchen Reiches 
den Legations⸗Secretär Grafen von Bray zum General⸗Conſul des Deut⸗ 
ſchen Reiches in Belgrad; die Kaufleute Thoſ. W. Williams zu Naſſau 
(Rew-⸗Provipence) und Freudenberg zu Colombo (Ceylon) zu mater des 
Deutſchen Reiches; und den Kaufmann Edw. F. Bird zu Glouceſter zum 
Vice⸗Conſul des Deutſchen Reiches ernannt. 

Amtlichen Berichten zufolge wird die Küſte von Dahomey zwiſchen 132“ 
weſtlicher und 2° 35“ öſtlicher Länge durch die an der Weſtküſte von Afrika 
ſtationirten großbritanniſchen Kriegsſchiffe vom 30. Juni d. J. ab in Blokade⸗ 
zuſtand verſetzt werden. 5 

Se. Majeſtär der König hat den ſeitherigen unbeſoldeten Beigeordneten 
Zunker der Stadt Colberg, in Folge der von der dortigen Stadtverordneten⸗ 
derſammlung getroffenen Wiederwahl, in gleicher Eigenſchaft für eine fernere 
jehsjährige Amtsdauer beſtätigt. 

Berlin, 31. Mat. [Parade ⸗Diner.] Geſtern Nachmittag 
um 4 Uhr fand im Weißen Saale des Kaiſerlichen Schloſſes das große 
Paradediner ſtatt. 

An demſelben nahmen außer Ihren Königlichen Hoheiten dem 
Großfürſten und der Großfürſtin Wladimir von Rußland, Se. Königl. 
Hoheit der Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin, den Prinzen und 
Prinzeſſinnen des Königlichen Hauſes, der ruſſiſche Botſchafter von 
Oubril, die fremden und die hier anläffigen Fürſtlichkelten, die Gene: 
ral⸗Feldmarſchälle, die activen Staatsminiſter, die oberſten Hof-, Ober⸗ 
hof⸗ und Hofhargen, die Militärbevollmächtigten, ſowie die Generale 
und Staböoffiziere der in der Parade geſtandenen Truppen Theil. 

Zur Rechten Sr. Majeſtät des Kaiſers und Königs ſaßen Ihre 
Kaiſerliche Hoheit die Großfürſſin Wladimir von Rußland, Se. Kaiſerl. 
und Königliche Hoheit der Kronprinz, Ihre Königliche Hoheit die 
Prinzeſſin Friedrich Carl, Se. Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von 
Mecklenburg⸗Schwerin, Ihre Königliche Hohelt die Prinzeſſin Ellſabeth, 
Se. Königliche Hoheit der Prinz Auguſt von Würtemberg, Se. 
Hoheit der Herzog Paul von Mecklenburg und Se. Hoheit der Erb⸗ 
prinz von Sachſen⸗Meiningen. Auf der linken Seite Sr. Majeftät 
hatten Platz genommen Ihre Kaiſerliche und Königliche Hoheit die 
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Kronprinzeſſin, Se. Kalſerliche Hoheit der Großfüͤrſt Wladimir von 
Rußland, Ihre Königliche Hoheit die Prinzeſſin Marie, Se. König⸗ 
liche Hoheit der Prinz Friedrich Carl, Se. Königliche Hoheit der Prinz 
Alexander, Se. Königliche Hoheit der Erbgroßherzog von Mecklenburg 
und Se. Hoheit der Herzog Wilhelm von Mecklenburg. 

Abends wohnten Se. Majeſtät mit Allerhoͤchſtihren Gäften der 
Vorſtellung im Opernhauſe bei, zu welcher das Ballet „Madeleine“ 
Allerböͤchſt beſtimmt und über den größten Theil der Billets verfügt war. 

[Ihre Katſerlichen und Königlichen Hoheiten der Kron⸗ 
orinz und die Kronpringeffin] begaben ſich geſtern Vormittags 
9% Uhr vom Potsdamer Bahnhofe zu Pferde nach dem Tempelhofer 
Felde und wohnten daſelbſt der großen Parade vor Sr. Majeſtät dem 
Kalſer bei. Nachmittags empfing Ihre Kaiſerliche und Königliche 
Hoheit die Kronprinzeſſin eine Deputation des Schleſiſchen Kunſt⸗ 
vereins. Beide Hoͤchſte Herrſchaften nahmen an dem um 4 Uhr Nach⸗ 
mittags im weißen Saale des Königlichen Schloſſes ſtattfindenden 
Diner Thell und beſuchten ſpäter die Vorſtellung im Opernhauſe, 
von wo Ihre Kaiſerliche Hoheit die Kronprinzeſſin Abends 8% Uhr 
nach Potsdam zurückkehrte, während Se. Kaiſerliche Hoheit noch eine 
Zeit lang im Friedrich: Wilhelmſtädtiſchen Theater anweſend war und 
erſt mit dem 11⸗Uhr⸗Zuge folgte. 

[Parade.] Heute Vormittag 11 Uhr fand im Luſtgarten zu 
Potsdam vor Sr. Majeſlät dem Kaiſer und König die große Früh⸗ 
jahrsparade der dortigen Garniſon ſtatt. (Reichs⸗Anz.) 

O Berlin, 31. Mai. [Die neue türkiſche Regie 
rung. — Das Nothſtandsgeſetz.] Die durch das geſtrige 
Telegramm aus Konſtantinopel berichtete Wendung iſt von ſämmt⸗ 
lichen Börſen Europa's günſtig aufgenommen worden. Die Deutung, 
daß darin nur die Meinung ausgedrückt ſei, es könne in der Be⸗ 
handlung der orientaliſchen Frage von der eigenen Regierung eine 
Wendung zum Schlechten nicht eintreten, dürfte die Stimmung nicht 
erklären können. Es iſt vielmehr damit der Hoffnung Ausdruck gege⸗ 
ben, daß die neue Regierung ihren Beſtand durch Berückſichtigung der 
diplomatiſchen Rathſchläge und durch Einſicht in die Bedürfniſſe ihrer 
Bevölkerung ſichern werde. Selbſtverſtändlich If die Situation nicht 
geeignet, daß die Reglerungen fi veranlaßt fühlen ſollten, ihre Auf- 
faſſung über die Kriſis und ihre Behandlung auszuſprechen. Es wird 
darauf ankommen, ob die türkiſche Regierung den revolutionären 
Zuckungen gegenüber, die ſich in faſt allen Theilen des Reiches offen⸗ 
baren, ſtandhalten und welche Stellung fie in Bezug auf die Behand⸗ 
lung der erkrankten Theile einnehmen wird. Die diplomatiſche Thä⸗ 
ligkeit iſt einſtweilen ſuspendirt und zu einer abwartenden Haltung 
genöthigt. Vor irgend weiterem Handeln wird eine Verſtändigung der 
Mächte abermals erfolgen müſſen. — Der Entwurf des Nothſtands⸗ 
geſetzes iſt dem Landtage noch nicht vorgelegt. Er iſt vielmehr auf 
Grund der in der Sonntagsſitzung des Staatsminiſtertums gefaßten 
Beſchlüſſe erſt geſtern in das allerhöͤchſte Cabinet gelangt, und es iſt 
fraglich, ob die Vorlage noch vor den Pfingſtferien dem Abgeordneten⸗ 
hauſe zugeht. 

= Berlin, 31. Mal. [Aus dem Bundesrath. — Die 
Ruhmeshalle.] Der Bundesrath hielt heute Nachmittag 1 Uhr 
die aviſirte Plenarſitzung unter dem Vorfiß des Staatsminiſters Delbrück. 
Die ganze Sitzung trug im Weſentlichen den Charakter einer Geſchäfts⸗ 
abwickelung. Es wurde eben über alle refiivenden Angelegenheiten 
Verfügung getroffen. Den Anfang machte eine Mittheilung über die 
den Ausſchüſſen unterbreiteten Arbeiten. Vorlagen, betreffend die 
Nachweiſung der den Bundesſtaaten bis Ende März d. J. über⸗ 
wieſenen Beträge an Reichsmünzen, ſowie den Nlederlaſſungsvertrag 
mit der Schweiz nebſt dem dazu gehörigen Zuſatzprotokoll wurden den 
Ausſchüſſen überwieſen. Die übrigen 7 Gegenſtände der Tagesordnung 
ſind untergeordneter Natur. Erwähnt ſei indeſſen, daß der Antrag 
Bremens wegen Behandlung der Zweigniederlaſſungen fremder Actien⸗ 
Geſellſchaften, worüber wir vor einiger Zeit Näheres berichtet haben, 
zurückgezogen worden iſt. — Die Ausſchüſſe batten bekanntlich mit 
Hinweiſung auf die Beſtlmmungen des Reichs Geſetzes über 
die Bildung von Actien⸗Geſellſchaften die Ablehnung des An⸗ 
trages empfohlen. Ferner ſei erwähnt, daß die Meinungs⸗ 
verſchiedenheit über jene Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches, welche 
das Fortbeſtehen öffentlicher Häuſer in Hamburg betrifft und heute 
zum Abſchluß gebracht werden ſollte, von der Tagesordnung abgeſetzt 
worden und die Erledigung einer ſpäteren Berathung vorbehalten 
worden iſt. — Am Schluſſe der Sitzung verabſchiedete ſich der Präfi- 
dent des Reichskanzleramts, Dr. Delbrück, mit der Erklärung, daß er 
mit dem morgenden Tage aus dem Reichs⸗ und Staatsdienſte zurück 
und in den Ruheſtand trete. Er warf einen kurzen Rückblick auf 
ſeine Thätigkeit, dankte dem Bundesrathe für das Vertrauen, mit 
welchem ihm derſelbe bei Leitung der Verhandlungen entgegengekommen 
und empfahl ſich dem Andenken der Mitglleder. Der Vertreter der 
baieriſchen Regierung, der baieriſche Geſandte von Perglas, ſprach 
Namens des Bundesrathes deſſen Dank für die Geſchäftsführung des 
ſcheidenden Vorſitzenden. Außerdem ergriff noch der Miniſter Hofmann das 
Wort, um ſich, geſtützt auf die bekannte Thatſache ſeiner Ernennung 
zum Präſidenten des Reichskanzleramtes, das Vertrauen der Ver⸗ 
ſammlung für feine künftige Geſchäftsleitung zu erbitten. — Ueber 
die Angelegenheit wegen Umwandlung des Zeughauſes in eine Ruhmes⸗ 
halle hören wir von gut unterrichteter Seite, daß man in Regierungs⸗ 
kreiſen in derſelben Weiſe, wie im Abgeordnetenhauſe von den jer- 
vilen Angriffen gewiſſer Preßorgane auf die Budget- Commiſſion be⸗ 
ftemdlich berührt worden if. Man würdigt vollkommen die ſach⸗ 
lichen Gründe, aus denen die Commiſſion ihre Entſchlüſſe von den Er⸗ 
klärungen der Reichsorgane über die zuftändige Verfügung bezüglich 
der ausſchließlichen Ueberlaſſung des Zeughauſes an Preußen abhängig 
gemacht hat. Die Commiſſion wird nach Pfingſten, ſobald die ge: 
wüͤnſchten Erklärungen vorliegen, auf die Angelegenheit zurückkommen 
und es läßt ſich dieſelbe ſehr wohl noch im Laufe der Seſſion er⸗ 
lebigen. 

[Die Agrarier.] Wie die „D. R. C.“, — das Organ des 
Herrn Wagener — hört, hat der Ausfall der jüngſten Reich s⸗ 
tagswahl im Hirſchberger Kreiſe im Weiteren der Ueberzeugung 
Eingang verſchafft, daß die ſogenannten Agrarier im ihrer bisherigen 
Iſolirung kaum Ausſicht haben dürften, namhafte Wahl⸗Reſultate zu 
erzielen und daß es deshalb unbedingt geboten jei, die Grenzen etwas 
weiter zu ſtecken. Sehr intereſſant! 

München, 30. Mal. [Der baieriſche Landesverein für 
die katholiſche Reformbewegung! ſendet die Herren Profeſſoren 
Berchtold und Huber, Fabrikant Schaumberger und Dr. Zirngiebl als 
Delegirte zur diesjährigen Synode in Bonn. Dieſe Vertreter der 
baterifchen Altkatholiken werden gemäß ihrer Inſttuctionen gegen die 
Aufhebung des Cölibats fimmen, da bei der gegenwärtigen religlöſen 
Lage die gedeihliche Fortentwicklung der alikathollſchen Bewegung, ja 
ſelbſt der Beſtand der Gemeinſchaft durch die Aufhebung des Cölibats 
im hoͤchſten Grade gefährdet fein würde. 

g Frankreich. 

© Paris, 29. Mal. [Zum neuen Gemeindegeſetz. — 
Der Kampf der Biſchöfe gegen das Unterrichtsgeſetz 
Waddington's. — Caſimir Perier. — Falſche Todesnach⸗ 
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richten. — Zur orientaliſchen Frage. — Wahlen.] Geſtern 
bielt die republicaniſche Linke der Kammer eine Verſammlung, bei 
welcher das neue Gemeindegeſetz aufs Tapet gebracht wurde. Der 
Miniſter des Innern wird dies Geſetz, oder vielmehr den Haupttheil 
defielben, heute oder morgen niederlegen, aber die Blätter haben ſchon 
eine Analyſe deſſelben gegeben. Der Punkt, welcher die meiften 
Schwierigkeiten machen wird, betrifft wie man weiß die Ernennung 
der Bürgermeiſter. Die Regierung überläßt in den Ortſchaften von 
weniger als 20,000 Einwohnern das Recht, die Malres zu ernennen, 
dem Gemeinderath; ſie behält ſich ſelber dies Recht vor in den größeren 
Städten und ferner in allen Arrondiſſements⸗ und Cantons⸗Haupt⸗ 
orten, auch wenn dieſe weniger als 20,000 Einwohner zählen. In 
den Motiven des Entwurfs macht der Minifter geltend, daß die 
Centralgewalt in den Centralhauptſtädten gar keinen Vertreter mehr 
habe, durch den ſie in Verkehr mit der ländlichen Bevölkerung treten 
könne. Wenn es ihr nicht zuſtehe, den Maire des Centralhauptorts 
zu ernennen, ſo müßte man das frühere Inſtitut der Central⸗Com⸗ 
miſſion wieder ins Leben rufen, was nicht wünſchenzwerth wäre. 
Dieſes Argument erſcheint der Linken nicht ſtichhaltig und fie hat 
einſtimmig beſchloſſen, das erwähnte Recht, was die Gantonhaupt- 
ſtädte angeht, der Regierung nicht zuzugeſtehen. Dieſen Beſchlüſſen 
gegenüber wird vermuthlich der Mtniſter feine Forderung einigermaßen 
berabipannen. — Gegen das Unterrichtsgeſetz Waddington's treten jetzt 
die franzöſiſchen Biſchöſe in Perſon auf. Zwei Adreſſen find 
in den religiöfen Blättern erſchienen, welche die Unterſchriften 
hoher geistlicher Würdenträger tragen. Die erſte, von den Cardinal⸗ 
Erzbiſchöfen von Rouen und Paris unterzeichnet, empfiehlt bloß den 
Landesvertretern, ein aufmerkſames Studium der zweiten Adreſſe. Dieſe 
letztere if an die Miniſter gerichtet und geht von nicht weniger als 
22 Bischöfen aus. Es wird darin ohne viele Umſchweife erklärt, daß 
„der Plan, die geſetzlichen Beſtimmungen abzuſchaffen, welche von der 
ehemaligen Nationalverſammlung nach langen und feierlichen Debatten 
angenommen waren, ein überraſchender, ungerechter und verhängniß⸗ 
voller Plan iſt“ und daß er „unter dem Namen der Freiheit nur das 
Monopol und obendrein eine Lüge beſtehen laſſen wird.“ Die Biſchöfe 
drohen ſogar. Sie könnten, ſagen ſie, in Bezug auf dieſen Punkt 
keine Transaction eingehen; es ſei im Intereſſe der jetzigen politiſchen 
Zuſtände rathſam, „nicht durch eine ſo bittere Täuſchung die Klagen 
der beſchädigten Familien und die Beſchwerden des geſammten Epifko⸗ 
pats herauszufordern.“ Wie man ſieht, erlauben die Herren ſich eine 
kühne Sprache, die ihrer Sache eher ſchaden als nützen wird. — Ge: 
ſtern ging das Gerücht von dem Tode Caſimir Perier’s. Der ehe⸗ 
malige Miniſter Thiers' iſt in der That in einem Zuſtande, der von 
den Aerzten als hoffnungslos angeſehen wird, aber ſeit geſtern bat ſich 
ſein Befinden ein wenig gebeſſert. Jenes voreilige Gerücht rief die 
allgemeinſte Theilnahme hervor; es wird von der öffentlichen Meinung 
wohl anerkannt, daß C. Peérier einer der Männer iſt, welche am 
Meiſten zum Gelingen der Verfaſſung und zur Befeſligung der jetzigen 
Staatsform beigetragen haben. Der geſtern todt geſagte Senator 
Pernette weilt auch noch unter den Lebenden und nicht minder ſein 
College Bernard, deſſen Todesanzeige heute ſchon in den Blättern zu 
leſen war. — Die Nachrichten über die orientaliſche Frage lauten 
immer gleich unbeſtimmt. Während die „Times“ meldet, daß Frank⸗ 
reich, von den anderen Mächten unterſtützt, die engliſche Regierung 
aufgefordert habe, ihrer Weigerung neue Vorſchläge folgen zu 
laſſen, verſichert man hier einerſeits, daß jede Ausſicht, das Cabinet 
von St. James in andere Wege einlenken zu ſehen, verloren ſei, 
und andererſeits, daß England in eine europäiſche Conferenz 
gewilligt habe. Die Börſe wurde heute von dieſen verſchie⸗ 
denen Gerüchten in ſehr entgegengeſetzter Seite beeinflußt. 
Die „Débats“ ſetzen heute auseinander, daß Frankreich bei den gegen⸗ 
wärtigen internationalen Schwierigkeiten die größte Zurückhaltung 
beobachten müſſe: „Wenn, ſagen ſie unter Anderem, die Intereſſen 
Englands und Rußlands im Orient verſchieden oder einander ent⸗ 
gegengeſetzt ſind, ſo wollen wir weder für den einen noch für den 
anderen Theil Partei ergreifen. Unſer Geſchick hat uns in die Noth⸗ 
wendigkeit verſetzt, ein wenig mehr an uns ſelber zu denken, als es 
unfere Gewohnheit war. Unſer Intereſſe iſt es eben, fo lange als 
möglich den Frieden in Europa und beſonders die etwas gefährdete 
Eintracht Rußlands und Englands aufrechtzuhalten. Sie wohnen 
dann auch als unparteüſche Zuſchauer den Begebenbeiten, die ſich vor 
uns entrollen, bei, und der Grundzug unſerer Empfindungen iſt ein 
guter Wille, den man vielleicht ein wenig allgemein finden wird, den 
wir aber unmöglich auf einen einzelnen Punkt wenden können. Man 
darf darum nicht glauben, daß unſer Gemüthszuſtand ein banales 
Wohlwollen oder eine ausgeſprochene Indifferenz ſei. Nein, gewiß 
nicht. Nichts würde Frankreichs unwürdiger ſein als die Enthaltung 
des Herzens, ſelbſt wenn der Wille ohnmächtig iſt. Aber wir können 
nicht ausſchließlich unſeren Sympathieen Rechnung tragen, und da 
unſer Intereſſe in dem Frieden beruht, fo müſſen wir die Intereſſen 
Aller verſtehen und fie zu verſöhnen ſuchen. Eine ſchwierige Aufgabe! 
Die orientaliſchen Chrlſten ſcheinen uns ſehr achtungswerth, aber die 
Türkei erſcheint uns noch nicht ſo verächtlich wie ſie Rußland erſcheint; 
und die Erhaltung des status quo mit den Aenderungen, welche die 
muthige Empörung der Herzegowina und Bosniens moglich gemacht 
hat, ſcheint uns noch die beſte Löſung, die man annehmen kann.“ 
— Von den geſtern in Paris vollzogenen Wahlen hat man nichts 
bemerkt; ſie ſind in der größten Ruhe vollzogen worden und das 
Reſultat war das erwartete; in 7 Bezirken ſind die Candidaten der 
republikaniſchen Comites faſt ohne Widerſtand gewählt worden; in zwei 
Bezirken bleibt eine Stichwahl zwischen republikaniſchen Candidaten 
zu vollziehen; in einem einzigen Bezirk endlich, dem Invaliden⸗Quar⸗ 
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Ernennung des klerltalen Debief zum Maire des 5. Pariſer Arrondiſſe⸗ 
werte. — Der Maler Getz 3 J 


ſchon unter der Reſtauration Director der ſchoͤnen Künſte, Mitglied des 
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Caſimir Perier, aber nach dem Iehten arzilichen Bulletin iſt doch eine Beſſe⸗ maſchine. 
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dings ſein Nationalitätsrecht verloren haben; aber es ſtehe feſt, daß M 
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die öſterreichiſche Regierung obne eine derartige Autoriſation keine Offi⸗ 
ziere aufnimmt; de Lucinge müſſe alſo die Ermächtigung gehabt haben. Uebri⸗ 
gens ſei er ſeit ſeiner Rückkehr Offizier der Nationalgarde, Mitglied des 
Generalraths u. ſ. w. geweſen. Andrerſeits traten Labadis und le Pommeles 
egen die Giltigkeit der Wahl ein und erklärten die Vertheidigung für unzu⸗ 
änglich. Die Kammer trat ihnen bei, und mit 268 gegen 198 Stimmen 
wurde das Mandat de Lucinge's für ungiltig erklärt. Sodann ſtieg Naquet 
auf die Tribüne, um ſeine Anfrage an den Miniſter des Auswärtigen zu 
richten. Die franzöſiſche Regierung, ſagte Naquet, ſchickt einen Commiſſar 
nach Egypten, welcher dem Khedive bei der Wiederherſtellung ſeiner Finanzen 
behilflich zu ſein hat. Welcher Art iſt die Aufgabe dieſes Commiſſars? Die 
Regierung muß mit der größten Sorgfalt vermeiden, in dieſer Angelegenheit 
eine Verantwortlichkeit zu übernehmen, wäre es auch nur eine moraliſche, 
denn die moraliſche Verantwortlichkeit könnte zu einer materiellen werden, wie das 
bei der mexicaniſchen Anleihe geſchehen. Eine offene Erklärung des Miniſters 
iſt um ſo nothwendiger, da England in dieſer Frage eine große Zurückhaltung 
beweiſt; das Beiſpiel verdient Nachahmung. Frankreich muß allerdings auf 
die Wiederherſtellung der egyptiſchen Finanzen Werth legen, aber es muß ihm 
noch mehr darauf ankommen, nicht den Staatspapieren dieſes Landes eine 
Bürgſchaft zu gewähren, die ſie in den Augen des Redners nicht verdienen. 
aquet fügt hinzu, daß er genaue Erkundigungen einziehe über die 
Rolle, welche franzöſiſche Finanz⸗Geſellſchaften in der egyptiſchen Angelegen⸗ 
beit geſpielt haben und daß er ſich vorbehalte, das Reſultat dieſer 
Unterſuchung der Kammer zu unterbreiten. Der Miniſter Duc Decazes 
erwiderte, er glaube ſich nicht berechtigt, über die Zablungsfähigkeit 
remder Regierungen auf der Tribüne Betrachtungen anzuſtellen (Beifall); 
die Ausdrücke, deren ſich der Vorredner bedient, bekundeten eine gewiſſe 
Unkenntniß der Sachlage. Die Regierung ſchickt keinen franzöſiſchen Beamten 
nach Egypten; fie bat alſo keine Miſſion zu ertheilen; fie begnügt fi, der 
egyptiſchen Regierung, auf deren Wunſch einen gewandten und ehrenhaften 
ann zu bezeichnen, der mit den Commiſſaren anderer Länder an die Sp ke 
der neu organiſirten Kaſſe geſtellt werden fol. Der Khedive ernennt ihn; 
die frage Regierung übernimmt alſo nicht die geringſte Verantwortlich⸗ 
keit. (Sehr gut!) Die Erinnerungen an die Vergangenheit haben keine 
Analogie mit dem vorliegenden Falle; wenn man einen Präcedenzfall an⸗ 
führen wollte, fo müßte man an die glückliche Ordnung der tuniſiſchen 
ene durch eine Commiſſion, bei welcher auch ein franzöſiſcher 
zommiſſar den Vorſitz führte, erinnern. Ein ähnlicher Erfolg läßt ſich für 
die egyptiſche Commiſſion erwarten. Aus dem Cape ſchen Bericht geht her⸗ 
vor, daß die engliſche Regierung eine weit ſtärkere gi über- 
nommen hat als die franzöſiſche. Die letztere konnte offenbar dem Khedive 
ihre Unterſtützung nicht verweigern, als derſelbe die Leitung ſeiner Finanzen 
erprobten europäliben Fachmännern anvertrauen wollte. Sie mußte dieſe 
Unterftügung im Intereſſe des franzöſiſchen Publikums, das zahlreiche egyp⸗ 
tiſche Werthe beſitzt, gewähren. In Egypten wie anderswo iſt die Regierung 
für die franzöſiſchen Intereſſen bemüht. Hier gebt der Due Decazes zu Ber 
trachtungen allgemeiner Natur, zu Betrachtungen über die gegenwärtigen 
europäiſchen Verwickelungen über. Die Regierung, ſagt er, rälh zur Ein 
tracht und Verſtändigung unter den Mächten, und wenn dieſe Ver⸗ 
ſtändigung nur langſam zu Stande kommt, ſo verzweifelt die Regierung 
darum nicht und verfolgt mit um fo größerer Ausdauer die Aufgabe, 
die fie ſich geſtellt hat (Beifall). Sie begt das Vertrauen, daß das für den 
Frieden ſo nöthige Verſtändniß ſich überall und auf allen Gebieten vollziehen 
wird. Die Kammer wird ſich aufrichtig darüber freuen, denn wenn auch 
Frankreich überzeugt iſt, daß die fernen Generationen es nicht erreichen 
können, jo hat es doch die gebieteriſche Pflicht, feine Anſtrengungen aufzu⸗ 
bieten, um dieſelben zu beſchwören. Und das wird, Dank der Weisheit 
Europas, gelingeu. (Lebhafter Beifall) Die Anfrage Naquet's war damit 


erledigt, und die Kammer konnte ſich bis zum Donnerstag, nachdem Lisbonne S 


den Bericht über die Ronvier'ſche Angelegenheit niedergelegt hatte. Die 
reactionaren Blätter hatten in den letzten Tagen mit der größten Beſtimmt⸗ 
heit verſichert, die Commiſſion werde die Erlaubniß zur Verfolgung Ronviers 
verweigern, ſie dringt im Gegentheil auf die Autoriſat ion dieſer Verfolgung. 
Ronpier hatte übrigens erklärt, er werde feine Entlaſſung geben, falls man 
den Prozeß zu verhindern ſuche. 

Wie aus Vorſtehendem erſichtlich, find die Erklärungen des Duc Decazes 
über die auswärtige Lage mit Befriedigung aufgenommen worden, obgleich 
ſie nicht viel beſagen. Nach Schluß der Sitzung waren allerdings einige 
Deputirte der Meinung, der Miniſter habe beſſer gethan zu ſchweigen, wenn 
er es mit ſeiner Stellung nicht für vereinbar hielt, über banale Redens⸗ 
arten binauszugehen. Auch in der Preſſe findet ſich heute dieſer 
Tadel wieder, aber im Ganzen haben die optimiſtiſchen Verſicherungen 
Decazes auch außerhalb der Kammer gut gewirkt. Den etwas verſchleierten 
Andeutungen des offici ellen Redners ſoll vermutblich eine nachher erſchienene 
officiöfe Note der „Agence Havas“ größere Klarheit geben. Sie beſtätigt, 
daß fortwährend zwiſchen London und Paris unterhandelt wird und man 
Englands Zuſtimmung zu einer Conferenz der ſechs europaäiſchen Mächte, 
ſowie die Zuſtimmung der Türkei zum Waffenſtillſtande noch zu gewinnen hoffe. 
17ͤͤ p A d e . TTaT) IE EEE DETTETTEETEE . 1 DEnr n 


beſonders häufige Röhrenbrüche kundthue; l 
gl von Gas⸗Exploſion (Kleinburger Chauſſee), ſowie eine angeblich durch 
euchtgas erfolgte Vergiftung. 
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Die Mitgliederzahl des Vereins it ee de Na 5 
241 geſtiegen, der 1 bihank zu Beginn des letzten e a 
„an Einnahmen kamen hinzu 3460, } 
Ausgaben betrugen 3536,74 M., jo daß der Kaſſenbeſtand gegenwärtig 5782,30 
M. beträgt. — Dem Vorſtande wird auf Grund des 
1 Decharge ertheilt. . 17 
emnächſt gelangt ein Antrag, die Entwäſſerung der Städte unter 
Grahn⸗Eſſen weiſt bei 


5858 89 


die Vereinszwecke aufzunehmen, zur Verhandlung. 


feiner Motivirung dieſes Antrages darauf bin, daß ſchon in einer früheren 


Jahresverſammlung dieſe Erweiterung der Vereinszwecke angeregt worden 


ſei. Nach dem heutigen Stande der Anſchauungen gehört zu der Waſſer⸗ 


verſorgung nothwendig auch die Entwäſſerung (Canaliſation, Ableitung der 
Abwäſſer) der Städte. Die Sorge für Gas, Waſſer und Entwäſſerung zu⸗ 


ſammen bilden heute eine ganz beſtimmte, faſt untrennbare Sorge der ſtädti⸗ 


ſchen Behörden und eine Vereinigung der drei auch in dem Rabmen der 
Vereinsarbeiten ſei auf die Dauer kaum zu vermeiden, ſowie auch die Städte, 
vielleicht mit Ausnahme der größeren, die Leitung aller drei Angelegenheiten 
am beſten in eine Hand legen. — Der Autrag wird nach kurzer Discuſſion 
faſt einſtimmig angenommen. 

Es werden ſodann eine Anzahl Aenderungen der Statuten, zum Theil 
durch den vorher gefaßten Beſchluß bedingt, angenommen. 

Bei der nunmehr folgenden . werden die Herren He⸗ 
gener⸗Köln, Grohmann⸗Düſſeldorf, Dalbach⸗Dresden, Schiele Frank⸗ 
furta M., Reißner⸗Berlin, Grahn⸗Eſſen und Haſſe⸗Dresden gewählt und 
zum Vorſitzenden einſtimmig Schiele ⸗ Frankfurt ernannt. — Als Ort für die 
nächſtjährige XVII. Jahresverſammlung wird Leipzig gewählt, wohin 
Seitens des Rathes der Stadt der Verein eingeladen worden iſt. In Vor⸗ 
ſchlag kamen noch Dresden und Hannover. — Nachdem ſchließlich noch die 
Kaſſenreviſoren für 1877 ernannt worden waren, wurde die 2. Sitzung gegen 
2 Ubr geſchloſſen. 

[Militär in Oberſchleſien.] Der „Voſſ. Ztg.“ ſchreibt man 
aus Schleſien, 28. Mai: Die Unſicherheit, welche in Oberſchleſien auch 
nach der Verhaftung und Verurtheilung der Räuberbanden Piſtulka's 
und Elias' herrſcht, hat den gerechtfertigten Wunſch der Bevölkerung 
hervorgerufen, Militär in die oberſchleſiſchen Städte gelegt zu ſehen, 
bis wieder eine größere Sicherheit eingetreten if. Bei den eigenthüm⸗ 
lichen Verhältniſſen Oberſchleſiens, wo in den Gruben und Kalkbrenne⸗ 
relen eine fluctuirende Arbeiterbevölkerung von 20⸗— 30,000 Menſchen 
unangemeldet ſich aufhält, ſind begreiflicherweiſe die polizeilichen Kräfte 
nicht ausreichend, geſicherte Zuſtände herzuſtellen, namentlich da die 
Diebesgeſellſchaften, wie ſich bei einer kürzlich im Beuthener Kreiſe ge⸗ 
machten Verhaftung herausgeſtellt hat, ihre Mitglieder ſelbſt in den 
Kreiſen der ländlichen Gemeindebeamten haben, wie denn an der 
Spitze einer Pferdediebesbande der frühere Gemeindevorſteher und der 
jetzige Gerichtsmann des Dorfes Deutſch⸗Piekar, Männer von 60: bis 
90,000 Mark Vermögen, geſtanden haben. Leider find die in Berlin 
gethanen Schritte, um Garniſonen in Gleiwitz ꝛc. zu erlangen, ver⸗ 
geblich geweſen, da das Kriegsminiſterium die Gelegenheit wahrnehmen 
will, um die Communen zur Anlegung von Caſernen auf ihre Koſten 
zu nöthigen und davon die Sendung von militäriſcher Hilfe zur Be⸗ 
ſeitigung des Nothſtandes abhängig macht. 


[ueber den Vorgang in der kathol. Kirche zu Ohlau! 
bringt die officlöſe „Provinzial⸗Correſpondenz“ einen aus⸗ 
führlichen Artikel, dem wir folgenden Schlußpaſſus entnehmen: 

„Jeder Unbefangene wird zugeſtehen, daß der Miniſter ſich nach Lage der 
ache nicht anders äußern konnte, als er es gethan hat. 
den erklärt, daß der Vorgang an und für ſich bedauerlich, im höch⸗ 
ſten Grade betrübend und für jedes religiöſe Gefühl ver⸗ 
letzend ſei. Wenn er trotzdem den betreffenden Polizeibeamten keinen Vor⸗ 
wurf machen zu dürfen glaubte, ſo iſt der Grund, daß die Schuld an 
den betrübenden Thatſachen eben nicht auf Seiten der Beam⸗ 
ten liegt, indem dieſe weder wußten, noch wiſſen konnten, daß 
es ſich bei der Hausſuchung überhaupt um Hoftien, zumal um 
geweibte Hoſtien handelte. RE 

„Der Kirchenvorſtand bon Zottwitz, welcher die Hilfe der Behörden zur 
Wiederherbeiſchaffung der anſcheinend widerrechtlich fortgebrachten Kirchen⸗ 
gerälhe in Anſpruch nahm, bat der geweihten Hoſtien augenſcheinlich nicht 
Erwähnung gethan. Der Landrath ſo wenig wie der Staatsanwalt konnten 
daber bei den getroffenen Anordnungen einen ſolchen Zwiſchenfall vorher⸗ 
ſeben. Wenn ſodann bei der Hausſuchung in der Kirche zu Ohlau der dor⸗ 
tige Glöckner dem Polizeibeamten ein Papier mit Hoſtien überreichte, ohne 
darauf hinzuweiſen, daß es geweihte und demnach unantaſtbare Hoſtien ſeien, 
ſo trifft die Schuld der Entweihung doch jedenfalls zunächſt den kirchlichen 
Beamten, nicht den Polizeibeamten. 2 

„Es iſt nachträglich von katholiſchen Stimmen ſelbſt bezweifelt worden, 
ob die Hoſtien bei der Art ihrer Aufbewahrung wirklich geweihte Hoſtien ſein 
konnten: der Erzprieſter hat dieſen Zweifeln die beſtimmte Verſicherung ent⸗ 
gegengeſtellt, daß es der Fall war. Aber man muß annehmen, daß ſelbſt 
der Glöckner keine Kenntniß davon hatte, — ſonſt hätte er die Hoſtien nicht 
profanen Händen übergeben dürfen. g ; 

„Aus den amtlich feſtgeſtellten und nicht beſtrittenen Thatſachen ergiebt 
ſich, daß die Schuld bei dem Vorgange durchweg die kirchlichen Organe trifft, 
daß die ſtaatlichen Behörden dagegen, welche auf Anrufung des Kirchenvor⸗ 
ſtandes ihren Beiſtand nicht verſagen konnten, an der Verletzung des katho⸗ 
liſchen Bewußtſeins ihrerſeits unſchuldig ſind. 

„Deshalb konnte der Miniſter eine Verſchuldung der Beamten nicht zu⸗ 
geſtehen; er konnte ſelbſtverſtändlich auch keine Zuſicherung für andere Fälle 
geben, da eine ſolche den ſelbſtſtändigen Entſchließungen der Gerichtsbehöͤr⸗ 
den gegenüber durchaus unberechtigt und wirkungslos wäre. 

„Was er allein thun konnte, um dem katholiſchen Bewußtſein gerecht zu 
werden, das war die Erklärung des lebhaften Bedauerns über einen Vor⸗ 
gang, der „nicht blos katholiſche Gemüther verletze, ſondern auch proteſtan⸗ 
tiſche Gemüther unangenehm berühre.“ j * 

„Wenn die ultramontanen Blätter trotzdem die Erklärung des Minifters- 
zum Ausgangspunkte neuer Agitationen machen, ſo liegt die Vermuthung 
nahe, daß ihnen die Entweihung des Heiligſten nicht jo ſehr ein Gegenitand 
gläubigen Schmerzes, als ein willkommener Anlaß zur Ausdeutung im 
kirchlichen Kampfe iſt.“ 


Nachrichten aus dem Großherzogthum Poſen. 


Poſen, 31. Mai. [Ueber den Brand der Spiritusfabrik Pot⸗ 
worowski und 2 wird von der „Oſtd. Ztg.“ Folgendes mitgetheilt: 
Gegen 10 Uhr brachen Flammen aus den Fenſtern und der Thür des Lager⸗ 
kellers hervor und bald war die Hinterfront der Fabrik von feuriger Lohe 
wie begoſſen. An ein Retten war hier nicht mebr zu denden und es han⸗ 
delte ſich nur darum, den Anbau, in welchem ſich noch Apparate befinden 
und unter welchem noch eine Menge Spiritus lagert, zu ſchützen. Bei dieſem 
concentrirte ſich nun die Thätigkeit der Retiungsmannſchaften und es gelang 
ihren Anſtrengungen bis jetzt (4411 Uhr) zwei Mal, das in dieſe Räumlich⸗ 
keiten eingebrochene Feuer zu dämpfen. An ein Löſchen der Flamme in 
ibrem Herde, d. b. im Hauptkeller, iſt nicht zu denken. Das Dach des Haupt⸗ 
gebäudes iſt längſt zuſammengeſtürzt, nur am Geſimſe der Weſtſeite 
brennt noch bin und wieder ein Stück Holz, von dem dann ein⸗ 
zelne Stücke auf das Schieferdach des Schuppens fallen und dieſes 
zertrümmern. — Hauptaufgabe der Rettungsmannſchaften iſt, das Feuer 
von den großen Vorräthen an Faßdauben und Faſſern, welche ſich 
8 dem Hofe, unter den Schuppen und in der Werkſlatte befinden, abzu⸗ 
balten. Man ſagt, daß im Kellerraum gegen eine Million Liter Spiritus 
ſich befunden hat, der nun ein Raub der Flammen geworden iſt. — Um 
12 Uhr war endlich das Feuer auch in die Kellerräume des Anbaues ge⸗ 
drungen und hatte die dortigen Reſervoirs ergriffen. Auch ber Dachſtuhl 
dieſes Anbaues und die Ballen deſſelben gerieten wiederholt in Brand, der 
jedoch von den Löſchmannſchaften immer wieder gelöſcht wurde. Zwei außer⸗ 
halb dem Hauptgebäude liegende, mit Sprit gefüllte Nejerboire ſind an⸗ 
ſcheinend nicht mehr gefährdet. — Das Etabliſſement iſt in vier Verſicherungs⸗ 
geſellſchaſten; der Schleſiſchen, der Leipziger, der Elberfelder und dem Lon⸗ 
doner Phönix verſichert und läßt ſich der bis jetzt zuerfannte, Schaden wie 
folgt berechnen: das Gebäude 200,00) Mark, die Gerätbſchaſten 210,000 Mark 
und 300,000 Liter Sprit, welcher ein Raub der Flammen geworden ift, circa 
135,000 Mark, alſo im Ganzen etwa 555,000 Mark. 
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Karlsruhe, 31. Mai. [Bei der heute ftattgebabten Serien ⸗ 
ziehung der Badiſchen 35. Gulden⸗Looſe] wurden die er 
Serien gezogen: 240 302 700 780 1185 1297 1879 1942 3266 3626 4079 
4224 4739 4830 4894 4936 4976 5392 5889 5904 5997 6240 6520 6559 
6668 6919 7469 7639 7660 7874. 


im 215 auf 
3460,15 M., zufammen 9319,04 M. Die 
erichts der Kaſſen? 


Er hat unumwun⸗ 
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Feen ze e een, e e des 
padische Pram, Aut 4 118.75 0 Eee eee ng 
9 Baierieche 4% Anleihe 121,23 bz Niedersehl.-Märk, „| 4 4 % | 9825 B 
Coln-Mind.Pramiengeh 3% 1109,23 ba Wen. . 5 12 10 970 139 ba0 
> er o. k.. 2 1% 3% 128,50 0 
S ee 
he > = 4 7 est, Nordwestb, 5 1212,50 © 
7 . 27 bzB Oestsüdb.(Lomb.) 1% | ® 4 129.32 b 
0 enburgd 1 erg f 2 6% 4 2 = 4 
2 r Rechte-O.-U.-Bahn 4 [103,20 bz 
3 Bucaten — — 180 99,83 GH Reichenberg-Pard, 40 4% 4% 40 bac 
# Bover. 2039 G jsinlL.Leip, — — Rheinische 8 — 14 1117,10 b 
x Bepoleons 16,25 bz |Oest. Bun, 168,96 ba ao, Lit. ll. (4 4 4 ls 6376 6 
A ; 8 Russ. Bkn. 207.40 bz] a. Lit.B.(4% gar.) „25 ba 
7, ‚&maperiale — — Are ' Rhein-Naho-Bahn 0 0 Ja 1480 bac 
5 Doilars 4,18 6 | Rumän, Eisenbahn] 4 — 4 | 19,76 ba 
un Schweiz Westbahn] 0 — 14 1730 6 
0 Hypstheken-Gartificato, Stargard -Posoner| 4 4% 4% 101,40 bz 
Krupp’schePartial-Obl.j6 102,8 bac Thüringer Lit. A.] 7 8% 4 119,90 bz 
er Urkb. Pfd. d. Pr. Eyp.-I. 4% 99 ba Warschau- Wien. 10 -- |s 192 0 
12 do. do. 5100 20 bg 
io Bautsche Byp-B-Pib. 305 en 
N do. o. do. . 
Kündbr, Oent.-Bod.-Or. 3 ei ie Elsenbahn-Stamm-Prierktäts- Actlen. 
1 0 
enen e ls 100 8 FRertinGörlitzer 4 s |6 6280 a0 
K Ar do. do. 4% 98,60 bz Berliner Nordbahn] 0 — ft. 2 

ber H r RA-rd n? —-- Breglau- Warschau. % ss 26 6 
E. 4 III. Em. do, 5 103 30 br@ Halle-Sorau-Gub. 0 0 |5 | 2275 ba 
7 gündb.Hyp.Schuld.do.5 100 @ Hannovor-Altenb, | O 0 |5 37835 6 

= Ant Nord... B. [101,25 bg JKohlfurt-Falkenb, | 2% | — |5 | 45 ba 
2 10. do. Pfandbr. 8 01460 bs JMärkisch-Posener | 0 31% |6 73,25 520 
Pomim. Hyp.-Briefe 6 105 @ Magdeb.-Halberst. | 3% 3% 3% 65 b 
do, de. II. Em. 6 104 br@ do. Lit. 0. 5 5 6 | 93 v0 
Geth. Präm.-Pf. I. Em. 8 09,80 ba Ostpr. Südbahn. 3% ] s 25,00 526 
Be 8 40. II. Em. 5 107 m@ Pomm, Oentralb, .| 0 — fr. — 

N &6.50,Pf.rkzibr.m.110|8 1% bag fRechte-O.-U-Bahn) a | 6% „ 108 b2G 
. 40, % do, do. m. 10 4 — — Bumänier ...,8 8 6 | 71,50 bz 
* Meininger Präm.-Pfdb, 4 02,30 bz Sanl-Bahn . 42% 2 7 209,10 6 
5 Oest. Silberpfandbr. . 5½% — — Weimar-Gera, & % |6 | 30,75 bzB 

40. Hyp.-Ord.-Pfäbr.)5, 38 B 
e aa 
2 Bodencr.-Efdbr. 2 ® 
75 405 do. 4½ 94.25 6 Bank Papiere. 
' wüdd, Bede, 2 > Allg.Dent.Hand.-G.| 5 0 eon. — 
de, do. 4% 2 AngloDeutsche Bk. 0 3 54,25 6 
ener Bilberpfandbr. 8% — — Berl, Kassen-Ver, [194g 17,7 174 u 
Berl. Haudels.-Ges.] 7 6 85,75 ba 
Ausländische Fends. 40. Produ. Hdla.-B. 10% | 9% 82.75 6 
Dont, Silborrente. „ 444% 57,0 bz Braunschw. Bank.] 7 6% 93,50 B 
(11.1.7. u. 1. 44. 10.) 1.1. (l0 : 57.50b [Bresl. Disc.-Bauk 4 2 63,25 bz 
do, Papierrente, . 4½ 55,25 bıB Bresi.Maklerbank | 8 0 —— 
(1.4. u. 1. %. %-). 14g 7/58, 28 bf Brea. Makl,Ver.-B.| 4 4 ee 
do. Sder Pram.-Anl ‚4 | 94 ban IBI Bree. Wechslerb.| 34, | 4 66 G 
40. Lott.-Anl. v. 60, s | 97,75 baB Coburg. Cred.-Bnk. 4% | 20 9 6 
de, Credit-Loose es. — |306 etbzB Danziger Priv.-Bk.] 6 7 117 bz6 
de, 64er Loose . 260 bzB Darmat, Creditbk. 10 6 102,69 bz 
uss. Präm,-Anl. v. 645 179 bz Darmst, Zettelbk. 8% | 54, 96 bz 
do. do, 18665 175 bz Deutsche Bank . . 5 3 80,30 bad 
de. Bod.-Ored.-Pfdbr. 6 86,10 bz do. Reichsbank — — [4441183 bs 
do,0ent.-Bod.-Or.-Pfab.|J5 | 87 bz do. Hyp.-B. Berlin 7%, 71 92 6 
Buns.-Poln,Schatz-ObL/4 | 84 bz Disc.-Comm.-Anth. 42 7 108 25 bz 
Poln, Pfudbr. III. Em. | — — do. ult. 12 7 208,59-8,75 ba 
‚Polis, Liquid.-Ptandbr.|4 | 68 Re aaa Mana er = ” » 2 = 
ik, rü „18816 1104,25 etbs@ o. unge Ft 
of N ® 1885 6 100.75 @ Gwb.Schuster u. C.] 9 0 10,50 bz 
40. 56% Anleihe, e 1% b.  |Goth. Grunderedb.| 9 s 4 |166,50 dae 
® ‚anzösische Bente, 5 — - Hamb. Verelns.-B. 112% 97 117 6 
8 7090 b Hanno. Bank. . 6% | 67154 (ie 20 ba@ 
32 0 
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61 & 
Rumänische Anleihe. .|8 | 91,25 bs Leipz. Cred.-Anst 9%) | 7 110 bz 
Türkische Anleihe. . 812, bz Luxemburg, Bank| 9 67 99,70 B 
Dag b 8d-Risenb.- As | 65 ba Magdeburger do, % 104 B 
nger ” 7 
Mehwodische 10 Thir-Loose — — Melde DABEI he Dr an 
Finnische 10 Thlr.-Loose 39,90 & Nordd, Bank 10 6 6 
Türken-Loose 38 b B 5 * * * N 
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Ratibor, 31. Mai. [Wollmarkts⸗Bericht.] In Folge der andauernd 
kalten Witterung iſt es mit dem beſten Willen nicht möglich geweſen, die 
Schafe rechtzeitig zu waſchen und deren Wolle zum Mart fertig zu ſiellen. 


12, 50 Gd. — Wetter: 


fair Domra 44, 


ene a 


gebra bt wurden, deren Waſchen ziemlich gut ausgefallen waren und trotzdem 
ein Minus von 8—12 Thaler gegen voriges Jahr erzielten. Käufer ſowohl 
wie Verkäufer befinden ſich in ſehr deprimirter Stimmung. Die vorhandenen 
Käufer waren 5 aus der Lauſitz und Händler aus Berlin und der 
an Ratibor naheliegenden Ortſchaften. Im großen Ganzen iſt kaum die 
Hälfte verkauft und der Markt iſt um 12 Uhr als vollſtändig geſchloſſen zu 
betrachten. Julius Kornid. 

Amſterdam, 31. Mai. [Zinn.] Bei der von der niederländiſchen 
Handelsgeſellſchaft abgehaltenen Zinnauction wurden 29,317 Bloͤcke Banca- 
zinn zu 45 — 45% Fl. angeboten. Der Durchſchnittspreis betrug 45% Fl. 
Es wurde Alles verkauft. . 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolfſ's Telegr.⸗Bureau.) 


Hamburg, 31. Mal. Die Stadt Quebek (Hauptſtadt von Unter⸗ R 


Kanada) iſt, wie der „Neuen Börſenhalle“ gemeldet wird, von einer 
großen Feuersbrunſt, welche bei Abgang des Telegramms bereits 50 
Häuſer in Aſche gelegt hatte, heimgeſucht worden. 

Wien, 31. Mai. Die Generalverſammlung der Buſchtiehrader Bahn 
ertheilte Decharge und beſchloß, den Julicoupon der Linie A. mit 5 Gulden 
einzulöſen, den Reingewinn der Linie B. mit 27,977 Gulden der Vorſchuß⸗ 
tilgung zu überweiſen. Der Verwaltungsrath wurde ermächtigt, der Regie⸗ 
rung 11,333 Silberprioritäten zu verabfolgen. das weitere Erforderniß, durch 
Ausgabe von 1,850,700 Gulden Silberprioritäten oder 3,701,400 Mark⸗ 
währung eventuell durch eine Bons⸗Operation anzuſchaffen. 

Die „Preſſe“ meldet: Alle Nachrichten über die Fuſion Galliziſcher 
Bahnen ſind völlig grundlos. 

Karlsbad, 31. Mat. Der Minifterpräfident Fürſt v. Auersperg 
hat ſich heute nach beendeter Badekur nach Wien zurückbegeben. 

Bern, 31. Mai. In der heutigen Sipung des Ausſchuſſes des Verwal⸗ 
tungsrathes der Gotthardbahn wurden keine definitiven Beſchlüſſe gefaßt 
und wurden die weiteren Verhandlungen bis zur Verwaltungs rathsſitzung 
am 15. Juni verſchoben. Für den Fall, daß nicht das ganze Eiſenbahnnetz 
zur Ausführung kommt, wurden vorläufig drei Auswege in Ausſicht genommen: 
1) Weglaſſung der nördlichen und ſüdlichen Abzweigung reſp. nur der Bau 
der Stammlinie, 2) theilweiſe einſpurige Herſtellung, 3) Trajectſchiffsverbin⸗ 
dung über den Vierwaldſtädter⸗See. 

Nom, 31. Mat. Die Initiative zur Wiederaufnahme der Ver: 
handlungen über die Baſeler Convention iſt, wie das Journal „Diritto“ 
meldet, von dem Haufe Rothſchild ausgegangen. Das gedachte Blatt 
fügt hinzu, die Regierung fei entſchloſſen, die Baſeler Convention und 
den Wiener Vertrag aufrecht zu erhalten, wenn nur einige der durch 
die Convention Italien auferlegten Laſten herabgemindert würden 
und glaubt annehmen zu dürfen, daß das Miniſterium dem Parlamente 
eine Additional⸗Conventlon werde vorlegen können, welche die urſprüng⸗ 
lichen Bedingungen günſtiger geſtalte. Das Programm des Miniſteriums 
beſtehe in der Annahme der Baſeler Convention und des Wiener Ver⸗ 
trags mit ſolchen Abänderungen, welche die Beſeitigung des Staats⸗ 
betriebs und die Reorganiſation der Bahngeſellſchaften und des Trans⸗ 
portbetriebes bezweckten; es ſei zu hoffen, daß die Verhandlungen 
Correnti's von einem günſtigen Erfolg begleitet feien, damit das Mi- 
niſterium alle Zweideutigkeit befeitigen und berechtigte Intereſſen wahren 
und ſichern könne. 

Nom, 31. Mai. Deputirtenkammer. Melegari theilte auf 
Anfrage Rasponis kurze Informationen über die Konſtantinopeler 
Ereigniſſe mit, und fügte hinzu, da die vorliegenden Nachrichten noch 
unvollſtändig ſeien, könnte er den Charakter der Bewegung und die 
Ereigniſſe, welche fie beſtimmten, noch nicht conſtatiren, er könne indeß 
erklären, daß die Bevölkerung das Ereigniß mit Befriedigung auf⸗ 
nehme, keine Gegenſtrömung bemerkbar ſei und keine Unruhen ſtatt⸗ 
fanden. Melegari ſchloß mit der Verſicherung, die Regierung habe 
den italieniſchen Kriegsſchiffen in den türkiſchen Gewäſſern befohlen, 
die italieniſchen Unterthanen und ihre Intereſſen gegen jede Gefahr 
zu ſchützen. f 

Bukareſt, 31. Mai. Der General⸗Kaſſirer der Depoſiten⸗Kaſſe, 
Konftantin Arion, iſt verſchwunden. Die Höhe der defraudirten 
Summe iſt noch nicht conftatirt, doch glaubt man, daß dieſelbe ſehr 
bedeutend iſt. 

Quebek, 31. Mai. Geſtern Abend 10 Uhr iſt man des ver⸗ 


heerenden Feuers Herr geworden, von welchem die Stadt heimgeſucht 
worden iſt. Es ſind gegen 1000 Gebäude in Aſche gelegt, der Schaden 
wird auf mindeſtens 1 Million Dollars geſchätzt. 
Telegrappiſche Tourſe und Börſennachrichten. 
ad Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 

Frankfurt a. M., 31. Mai, Nachm. 2 Uhr. 30 Min. [Schlußcgurſe.] 

Londoner Wechſel 204, 80, Pariſer Wechſel 81, 15, Wiener Wechſel 168, 25, 
Böhmiſche Weſtbahn 148%, Eliſabethbahn 118 4, Galizier 160, og 
joſen“) 214%, Lombarden*) 65, Nordweſtbahn 105%, Silberrente 57%, 
Papierrente 54%. Aufl. Bodencredit —, Ruſſen 1872 —, Ruf. An 
leihe — —, Amerikaner de 1885 101, 1860er Looſe 97%, 
Looſe 267, 00, Ereditact.*) 113, Oeſt. Nationalb. 679, 00, Darmſt. Bank 
102%, Brüſſeler Bank —, —, Berliner Bankverein 82%, Frankfurter 
Wechslerbank 77, Deutſch öfterreihiihe Bant 90%, Meininger Banl 
78, Hahn ſche Effectenbant —, Reichsbank 152%, Continental —, —, 
Heſſ. Ludwigsbahn 99%, Oberheſſen 73, Ungariſche Staatslooſe 138, 00, 
do. Schtzw. alte 80%, do. neue 78%, Central⸗Pacific 92, Türken —, 
Ung. Oſtb.⸗Obl. II. 58. Deuiſche Vereinsbank —. Pardubitzer Actien —. 

Feſt. Die Liquidation iſt beendet. 5 

Nach Schluß der Börſe: Credit ⸗Actien 112%, Franzoſen 214, 
Lomdarden 66%, 1860er Looſe —, Eliſabethbahn —, —, Franz⸗Joſefsbahn 
—, Galizier —, Ungar. Staatslooſe —, —, Reichsbank —, Darmit. Bank —. 

*) Per medio reſp. per ultimo. 

amburg, 31. Mai, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 114 ½, Silberrente 57%, Creditactien 112, rdweſtbahn —, 
1860er Looſe 97%, Franzoſen 531, Lombarden 165%, Italien. Rente 70%, 
Vereinsbank 117%, Laurahütte 56, Commerzbank 87, do. II. Gmiffton 
, —, Probinzial⸗Disconto —, Norddeutſche 126%, Anglo deutſche 5444, 
Internationale Bank 84%, Amerikaner de 1885 96%, Köln⸗Mindener St.⸗A. 
100 74, Rheinische Eiſenbahn do. 117%, Bergiſch⸗Märtiſche do. 84%, Disconto 
2% pCt. — Schluß matter. | ! 

Hamburg, 31. Mai, Rahm. [Oetreidemarkt.] Weizen loco underän: 
dert, auf Termine flau. Roggen loco feſt, auf Termine flau. Weizen pr. Juli⸗ 
Auguſt pr. 1000 Kilo 215 Br., 214 Gd. Roggen pr. Juli-Auguſt pr. 
1000 Kilo 162 Br., 161 Gd. Hafer gefragt. Gerſte feſt. Raböl ftill, loco 66, 
pr. Mai 66, pr. October pr. 200 Pfd. 65. Spiritus ruhig, pr. Juni⸗Juli 
36, per Juli⸗Auguſt 37, per Sept.» Detbr. ver 100 Liter 100 
39. Kaffee ruhig, Umſatz 2000 Sack. Petroleum ruhig, Standard white 
loco 12, 20 Br., 12, ee per Mai 12, 00 Gd., per Auguſt⸗December 

egen. 5 
Liverpool, 31. Mai, Vormittags. [Baumwolle.] N mehe) 
ee liter 1 oe Feſt. Tagesimport 9,000 B., davon 

. amerikaniſche, . Bernam. 
[Baumwolle.] (Schlußbericht.) 


Liverpool, 31. Mai, Nachmüt 
7 Ballen, e een und Export 2000 Ballen. 


Umſatz 10,060 4 
Felt. Surats Ben theilweiſe % D. höher. 
Middl. Orleans 6%, 


midol. amerikaniſche 5%» fair Dhollerah 4 
mivol, Ja, Dbolerab 4%, 15 ag Doolerap Sr, One 4 ue 
„fai „ good fair Br —, air Oomra 4%, guo 
kr, fair 0 Madras 4, fair Pernam 6%, fair Smorna 5%, 
fair Egyptian 5% - 


Upland nicht unter low middling Juli⸗Auguſt⸗Lieferung 6% D. 
* eee Eee ri 4 Uhr 30 Pimuten. [Getreidemarkt.] 
ußbericht. ꝗäftslos. 5 
6 8 55 Mai, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
Markt.] (Schlußbericht.) Raffinirtes, Tope weiß, loco 28 bez. und Br., 
pr. Juni 27% bez., 28 Br., pr. September 30 Br., per Septbr. December 
30% Br. Ruhig. 


Bremen, 31. Mai, Nachmittags. [Petroleum] (Sötußberiät), En 


dart white loco 11, 60, pr. Juni 11, 60, pr. Juli 11, 85, pr. 
December 12, 70. Ruhig. 
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erlin, 31. Mal. Von den auswärtigen Plätzen lagen Coursmeldungen 
vor, die erkenuen ließen, daß auch die andern tonangebenden Börſen Europaz 
die Thronentſagung des Sultans in derſelben Weiſe beurtbeilen, wie dies 
hier der Fall Aae Die Börſe fab darin eine Veranlaſſung, beute mit 
vermehrter Feſtigkeit in den Verkehr zu treten. Die Courſe der leitenden 
Papiere ſetzten mit weſentlichen Erböbungen ein und die ganze Phyſiognomie 
der Börſe berechtigte zu dem Schluſſe, daß die weitere Entwickelung des 
Geſchaäſtes einen ſehr günftigen Verlauf nehmen werde. Es fehlte indeß 
auch beute nicht an Vorſichtigen, die in den ſtark geſtiegenen Notirungen ein 
Motiv fanden, ihre Thätigkeit einzuſchränken und in abwartende Reſerve zu 
treten, um erſt bei etwas durdfichtigerer Situation von Neuem an ber 

Action theilzunehmen. 


Berlin, 31. Mai. [Productenbericht.] Im Vergleich zu der Leb⸗ 
baftigkeit der letzten Zeit war der beutige Markt auffallend ſtill. — Roggen 
hat ſich nicht voll zu behaupten vermocht, nur Mai wurde in Deckung boch 
bezahlt, auch Waare ift fo knapp, daß feſte Preiſe bedungen werden. — 
oggenmebl matter. — Weizen hat eine Kleinigkeit im Werthe eingebüßt, 
der Umſatz blieb beſchränkt. — Hafer loco gut verkäuflich. Termine ſehr 
ſtill. — Rüböl wenig belebt; die Stimmung, matt im Beginn, war ſchließ⸗ 
lich recht feſt. — Spiritus eröffnete mit reichlichem Angebot niedriger, 
Deckungskäufe befeſligten die Haltung aber ganz entſchieden. 

Weizen loco 220—243 M. pro 1000 Kilogr. nach Qualitat gefordert, 
gelber — ab Bahn bez., vr. April⸗Mai 218% M. bez., pr. Mai⸗Juni u. pr. 
Juni⸗Juli 215—214½ M. bez., pr. Juli⸗Auguſt 2174 —216½—217 M. 
bez., pr. Auguſt⸗September — M. bez., pr. September:Dctober 219% — 218% 
bis 219 Mk. bez. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — Mk. — Roggen 
loco — Mk. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, ruſſ. und poln. — Mark 
bez., inland. — M. bez., ſchwediſcher — Mark, defect ruſſ. — Mt. ab Bahn 
bez., pr. Sams 173—174 Mark bez., pr. Mai⸗Jum 166 —1654—167 Mark 


bez., pr. Juni Juli 163—162%4 — 163 Mark bez, per Juli⸗Auguſt 163—162 
bis 163 bez., per Auguſt⸗September — Mark bez., pr. September⸗ 
October 165% —166—165— 165% Mark bez., per October — M. ab Bahn 
bez. Gekündigt 12,000 Ctr. Kündigungspreis 173% Mark. — Gerte loco 
153—183 Mark nach Qualität gefordert. — Hafer loco 152—198 Mark 
pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, oft: und weſtpreußiſchen 170—189 
Mark bez., ruſſiſcher 167 —189 Mark bez., pommerſcher und mecklenburgiſcher 
188—192 Mark bez., böhmiſcher — Mark, ſchwediſcher 190-195 Mark ab 
Bahn bez., pr. Frühjahr 174 Mark bez., pr. Mai⸗Juni 169 M. bez., per 
Juni⸗Juli 168 ½ Mk. bez., pr. Juli⸗Auguſt 164 Mk. bez, pr. September: 
October 159 Mark Br. Gekündigt 3000 Ctr. Künpigungspreis 174 Mark 
bez. — Erbſen, Kochwaare 193—225 M., Futterwaare 180—192 M. — 
Weizenmehl pr. 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sad Nr. O: 30,00— 29,00 
Mark bez., Nr. O und 1: 27,50— 26,50 M. — Roggenmehl pr. 100 Kilo 
Br. unverſteuert incl. Sack: Nr. 0: 25,50—24,00 Pl., Nr. 0 und 1: 23,00 
bis 21,50 Mark bez. — Roggenmebl pr. 100 Kilo Br. incl. Sad Nr. 0 und 
1: pr. Mai 23 Mark bez., pr. Mai⸗Juni 23 Mark bez., pr. Ae 23 
bis 22,90 Mark dez., pr. Juli⸗Auguſt 23 — 20,90 Mark bez, pr. Auguſt⸗ 
September 23,05 —22,95 M. bez., pr. Sept.⸗October 23,05 —22,95 M. dez., 
pr. October⸗November — Mk. bez. — Gekündigt 2000 Cinr. — Kündigungs⸗ 
preis 23 M. — Rüböl per 100 Kilo loco ohne ge 65 M. bez., pr. April⸗ 
Mai 65,4—8 M. bez., pr. Mai⸗ uni 65,2—7 M. bez., pr. Juni⸗Juli 65,2 
bis 7 M. bez., pr. Juli⸗Aug. — M. bez., pr. Sept October 65,1—5 M. bez., 
pr. Oelbr.⸗November — M. bez. Gekündigt 6500 Ctr. — Kündigungspreis 
65,6 M. — Leinöl loco — M. — Petroleum loco per 100 Kilo mel. Faß 
27 M. ab Bahn bez., pr. April⸗ Mai — Mk. bez., pr. September October 
26 Mark Br., pr. April — Mk. bez. — Gekündigt — Eir. Kündigungs- 
preis — Mark. 

Spiritus loco „ohne Faß“ 10,000 pCt. 51,5—3 Mk. bez, ab Speicher 
— W. bez., „mit Jap“ — M. bez., pr. April⸗Mai 51,1 —50,8—51,6 Mark 
bez., vr. Mai-Juni 51,1—50,8—51,6 Mark bez., pr. Juni⸗Juli 51,1 50,8 
bis 51,6 Mark bez., pr. Juli⸗Auguſt 52,—51,5—52,2 Mark dez., pr. Auguſt⸗ 
September 52,5—52,2—52,9 Mk. bez., pr. Sept.⸗October 52,5—52,2—52,9 
Mk. bez., pr. October⸗November 52 Mk. bez. Gelündigt 60,000 Luer. — 
Atındigsngspreis 51,2 Mark. 

Breslau, 1. Juni, 9% Uhr Vorm. Die Stimmung am heutigen 
Markte war für Getreide etwas feſter, bei mäßigen Zufuhren und unver⸗ 
änderten Preiſen. . g > 

Weizen in ſehr ruhiger Haltung, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 
18,30 bis 20,80— 22,40 Mark, gelber, 18,30 — 19,50 — 21,10 Mark, ſeinſte 
Sor ant n e eden gelen k Merl, pr. 100 Allos. 16,70 bi 

oggen, zu nolirten Preiſen g n A . 16, 
17,80 Uig 18.70. Mark, feinfte Sorte a5 ee R 

Gerſte wenig verändert, per 100 Kilogr. 13,30 bis 15,30—16,30 Mark, 
weiße 17,00—17,50 Mark. f N 

Hafer in ſehr feſter Haltung, zer 100 Kilogr. 18,00 — 19,20 bis 20,20 
Mark. feinſter über Notiz. 1 

Mais leicht verkäuflich, per 100 Kilogr. 12,30—13,50 Mark. 

Erbſen gut preisbaliend, per 100 Kilogr. 17—18 — 20,50 Mark. 

Bohnen ohne Umſatz, per 100 Kilogr. 14,80 —15,80— 16,50 Mark. 

Lupinen . TBNER per 100 Kilogr. gelbe 10,00 dis 11,50 Mark, 
blaue 10,00 —11, ar g 

Wicken mehr beachtet, per 100 Kilogr. 16,80 —17,80— 18,80 Mk. 

Oelſaaten in ſehr feſter Haltung. 


Schlaglein mehr beachtet. 


ro 100 Kilogramm nelto in Mark und 5 


Schlag⸗Leinſaat .. 27 — 25 — 2 25 
t race ER 28 50 27 25 26 50 
Winterrübſeen 27 25 26 — 25 25 
Sommerrübſen 28 50 27 50 26 — 
Leindotter 26 2 


— de 24 — 
pr. 50 Kilogr. 7,30—7,60 Mark, pr. Sep⸗ 


Leinkuchen ohne Aenderung, pr. 50 Kilogr. 9,20—9,70 Mark. 

Kleei = en nominell, rother pr. 50 Kilogr. 50-58—60—63 Mark, 
weißer pr. 50 Kilogr. 58—60—62— 66 Mart, hochſeiner über Notiz. 

Tbymothee nominell, pr. 50 Kilogr. 36—39.—42 Mart. 

Mehl wenig verändert, pr. 100 Kilogr. We jen fein alt 33,50— 84,50 Mark, 
neu 31,25— 32,25 Mark, Roggen fein 29,75—30,25 Mark, Hausbacken 28,25 
bis 29,25 Marl, Roggen: Futtermebl 10—11 Mark, Weizenkleie 8-9 Mark. 


F ˙ ß ——T—T—T—T—T—T—T—T—T—T—T7TT—T— 
Meteo rologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 


Rapskuchen gut behauptet, 
tember⸗October 7,30 Mark. 


tai 31. i 1. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
Sufrud beiden.» | 1 330.44 % 
Luftwüärme + 203 + 14% + 8 
Dunſtdru ck „ 3,16 4,35 82 25 
Dunftfättigung u. | 20 vor: 8 3 Del - a? 8 
Weiter Eee beiter. wolkig · wolk. Acht Regen. 
Wärme der ODhberõrr 7 Uhr Morgens 13%. 


. ̃ ̃ͤ Ar RE ETF rue Tr Terre 
Breslau, I. Juni. [Waſſerſtand.] OB. 5 M. 20 Em. U.⸗P. — M. 80 Cm. 
. K ... — 


Geſtern Nachmittag 3 Uhr verſchied 
nach längerem Leiden unſer innig 
geliebter Gatte und Schwager, der 
Kaufmann 


Sigmund Cohn. 


Um ſtille Theilnahme bitten 
5 Die Hinterb 


Bekanntmachung. 

Die Stelle eines wissen- 
schaftlichen Hilfslehrers 
an unserem städtischen 
katholischen Gymnasium 


liebenen. 


d Glogau 

Wen 1. Je soll baldigst definitiv 
Yeervigung: greitag fene 12 or. f besetzt werden. [7408] 
Trauerhaus: unternftr = Das Gehalt dieser Stelle be- 
i igung meiner Tochter trägt jahrlich 1800 Mark. Be- 
Gineine Andet eute Donnerstag, Weiter wollen sich unter Ein- 
den 1. Juni, Nachmittags 5 Uhr, reichung ihrer Zeugnisse und 
ſtatt. Buchwald l., Lebensbeschreibung bis 21 

[7972] Raths ⸗Secretair. 8. Juni c. bei uns melden. 


Beuthen 08., d. 15. Mai 1876. 
Der Magistrat. 


Visſtenkarten 


auf weißen oder gelben Carton, 
50 St. 7% Sgr., 100 St. 10 


Sgr. 

liefert 2268] Fre 

1 sen be Ola a Für „Bandwurmlranke 
. „ ri 4, 7 . 
Buch⸗ u. Papier- ans g. 8 Vorwerksſtr. 18, part. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. (In Vertretung: Dr. Weis.) 
Drud ee Bari u. Comp. (W. Friedrich) in Vredlan. 


